piener Zeitung. 


a Inland. 


Berlin, den 12. Nov. Se. Majeftät der König haben Allerguäbigft geruht: 
Dem bisherigen Juſliz⸗Miniſter Kis ker unter Entbindung deſſelben von der Leis 
tung der Geſchäfte des Juſtiz⸗Miniſteriums feine frühere Stelle als Chef Präſi. 
dent des Obet⸗Landesgerichts zu Naumburg wieder zu übertragen; und den Abs 
geordneten, Geheimen Ober⸗Tribunals⸗Rath Rintelen zum Staats- und Zus 
ſtiz⸗Miniſter zu ernennen. 


* Poſen, den 13. Nov. Am Sonnabend wurden auf Veranlaſſung des 

Gouvernements zwei Plakate, das Ernennungsdekret für das neue Miniſterium 
und die Kabinetsordre in Betreff der Kammervertagung an den Strabenccken 
befeſtigt. Zu ihnen geſellten ſich Tags darauf drei andere Plakate. Der kon⸗ 
ſituttonell⸗ demokratiſche Club ließ die der Vertagung widerſprechenden Ve⸗ 
ſchlüſſe der Nationalverſammlung und neben die Auflöſungsordre befeftigen. Von 
demſelben Verein iſt ferner ein, ebenfalls an den Ecken zu leſender Proteſt, ge⸗ 
gen die Verlegung der Nat.⸗Verſ. und die Einberufung des Miniſteriums 
Brandenburg erlaſſen worden. (S. Beilage.) Ein drittes Plakat, anonymen 
Urſprungs, ſpricht ſich in entgefegtem Sinn aus, ermahnt zur Ruhe und zum 
Vertrauen auf die Verheißungen des konſtitutionellen Königs. — Geſtern 
Abend kam es auf der Weonkerſtraße, wie dies an Sonntagen nicht ſelten if, 
zwiſchen Geſellen und Soldaten zu einem Tanzbodenkonſlikt, der nicht ohne einis 
ges Naſenbluten ablief. Gencral Steinäcker ſah ſich mit gewohntem, uner⸗ 
müdlichem Pflichteifer bemüßigt, durch perſönliches Erſcheinen das erhigte Mili⸗ 
tair zu beſchwichtigen. Ueber die „grauenhaſten“ Details dieſer Affaire, wie 
viel Todte auf dem Platze geblieben, wie viele nachträglich in den Spitälern ver⸗ 
Norden, darüber wird uns mit Nächſtem die „Reform“ oder die „Zeitungshalle“ 
einen beweglichen Bericht erſtatten. 1 
Mit — en, den 13. November. Wir können unſeren Leſern die begründete 
Mittheilung machen, daß der Abgeordnete für Polen, Herr Neumann, feit 
ſeiner Wiedergeneſung anhaltend in der Berliner Rational-Berfammlung thätig 
iſt, und in den letzten Tagen nicht einen Augenblick feinen Plat im Haufe auf⸗ 
gegeben hat. Er hat ſämmtlichen Sitzungen dieſer Tage regelmäßig beige⸗ 
wohnt. Mit dem Abgeordneten für Bromberg, Herrn Amtsrath Heyne, dem⸗ 
ſelben, der patriotiſch genug feinen Urlaub ſofort niederlegte, als ihn Abends 12 
Uhr die Nachrichten aus der National⸗Verſammlung auf einer Reife ereilten, 
und ohne Weiteres nach Berlin zurückkehrte, gehört Herr Neumann der Frak⸗ 
tion des entſchiedenen Centrums an. 
N Berlin, den 10. Novbr. „Der Bruch iſt ſomit eingetreten, den alle 
beſonnenen Patrioten vorausjahen, den fie vergeblich zu verhüten ſtrebten. Die 
Nationalverſammlung und die Krone ſtehen ſich gegenüber, wie zwei dliche 
Maͤchte; wir wollen nicht das Recht der Krone zur Vertagung oder Verlegung 
unterſuchen, wir wollen nicht entſcheiden, ob die Verſammlung wirklich in Ber⸗ 
lin ferner nicht frei berathen konnte.“ So ſagt die deutſche Reform in ihrem 
geſtrigen Abendblatt. Warum nicht? fragen wir, uns ſcheint es gerade wur 
ſchenswerth, daß die Preſſe genau unterſuche, wer hier im Recht und wer im 
Unrecht iſt. 

Ohne Zweifel war es ein unpolitiſcher Schritt der Krone, daß ſie den Gra⸗ 
fen von Brandenburg, gegen den, ob gegründet oder ungegründet, iſt ‚einer; 
let, ein Vorurtheil herrſcht, gerade jetzt zum Miniſter wählte, unklug war 9 
vom Grafen v. Brandenburg, daß er die Ernennung nicht eucſchieden ab; 
lehnte, — geſetzlich waren beide Schritte unbedingt; der Ktone ſteht das Recht 
zu, ſich frei ihre Miniſter zu wählen und den Erwaͤhlten ſteht es frei, anzu— 
nehmen oder abzulehnen. Dieſes rechtmäßige Miniſterium t itt nun in der Kam⸗ 
RM allerdings mit großem Ungeſchick, ohne Beobachtung der noͤthigen For’ 
N N 15 den Prison, v. Brandenburg das Wort nehmen wollte, ia 

raſtdenten gegeben war, — eine Handlungsweiſe, die fi 

aus jeiner Unkennntniß der parlamentariſchen Gewohnheiten erklart 907 dieſes 
Miniiterim tritt alſo auf und verkuͤndet der Verſammlung die Koͤuigl. Botſchaft, 
Branden oche, die Verſammlung auf 17 Tage vertagt, uns nach Ablauf dieſer in 
er Thell vgl iimenberufen wird. Troß late SOON bleiot aber ein 9160 
Kammer zuſammen und faßt einen Beſchluß, zu welchem wir ihr 

alles ser ed: beſtreiten. Sie erkläre, daß die Krone nicht das Recht 
ice Recht Kae deren Willen zu verlegen, zu vertagen oder aufzuloͤſen. 
das efek vom 8 Aaaſchliett das die Kammer? Sie iſt zuſammenberufen durch 
daß die Berfitnmin pril c. und in dieſem Geſetz ſteht nicht eine Silbe davon, 
Du ae — 3 ſtets in Berlin ſein muͤſſe, vielmehr läßt das Geſetz den 
Recht der Krone in ganz offen. Hieraus ſcheint uns ganz unzweifelhaft das 
. Recht ee 1 Verſammlung zu verlegen. Weiter muß 
lung aufulöfen und neue Wahlen as Volk zu appelliren, d. h. die Verſamm— 
Wal daß eine Verſammlung die Wiemann, denn ic wäre nicht das erſte 
Wellation iſt daher mit Nothwendigkeit zul 0 enge und we 
SEHR, tn wahren Wien de6 Vol e Kun ns Baar denn 
wir, HR Auen gelegen. Wenn aber der Krone das Recht der Auf) e 
hat fie gew 8 Vertagu er Aufloͤſung zuſteht, 
6 auch das Recht der Vertagung, ein Recht, welches ihr auch in 
keinem dere Setütionellen Staate abgefprochen ift. 5 
echte bestreitet die Verſammlung der Krone, ı 9 weil di 
mmlun . Anne, und weshalb? weil die 
en ee gekränkt fühle, daß das Minifterium Brandenburg, trotz 
deshalb ihr Beſchluß⸗ Stande gekommen iſt; deshalb ihre ſouverainen Geüäſte, 
f e, Wenn die Verſammlung unſerer Vertreter beſonnen ge; 
handelt hätte, fie hätte auf 3 A 5 ien ge 
nen mehr erreicht, als fie egeſetzlichem Wege mindeſtens eben jo viel, wir meis 
außerhalb des Gesetzes Sefinder er wird, wo fie eee Meinung 
a . . Sie konnte einen energiſchen Proteſt zu Proto 
duns wesen, schen der B d i du labern Zeit In Brender 
ihm ein Mißtrauensvotum geben * terium Brandenburg, fo konme ſie 
ei erung ſchreiten. Dann war die ee ttoß, deſſen, zu einer Steuerver⸗ 
wei d i hung im Recht, das Minifterium 
mußte abtreten, ih die Meinung des Landes wate einstimmig für die Verſamme 
lung geweſen, waͤhrend ſich ſett, wie wir kotz der gegenthelllgen Meinung dez 


· 


f Dienſtag den 14. November. 
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Praͤſidenten Herrn v. Unruh, oder wie er ſich nennt, des Herrn Unruh, bof= 
fen, eine recht compakte Majoritaͤt gegen das Verhalten der Kammer ausſpre⸗ 
chen wird. 
ö Fuͤr uns iſt die Verſammlung im Schauſpielhauſe in dieſem Augenblick nichts 
als ein politiſcher Club, deſſen Beſchluͤſſe nur Wichtigkeit haben, inſofern ſie die 
Meinung von 223 Menſchen repraͤſentiren. Daß aber 223 Menſchen dort zus 
ſammen bleiben konnten, das nünmt uns Wunder, nicht zwar, daß die Herren 
Waldeck, D'Eſter, Jung, Schramm und Genoſſen gern in jenem Club 
verweilen, ſondern, daß auch Männer wie Bornemann ſich durch die augen⸗ 
blickliche Gereiztheit zu offenbarer Ungeſetzlichkeit hinreißen laſſen konnten. — Un⸗ 
ſer Buͤrgerwehr-Commando hat ſich natuͤrlich, wie zu erwarten war, der Ver⸗ 
ſammlung zur Dispoſition geſtellt, mit ihm viele Arbeiter. So viel Einſehn hat 
man indeſſen gehabt, daß man ein unnuͤtzes Blutvergießen vermeiden will, und 
ſo wird denn die Verſammlung auseinander getrieben werden, da ſie ſich in 
einem Öffentlichen Lokale aufhält, das ihr nicht zur Benutzung uͤberlaſſen werden 
ſoll, uͤberdieß ſich Rechte anmaßt, die ihr nicht zukommen. — In dieſem Augen— 
blick ruckt Militair in die Stadt und wird die Verſammlung wohl aufheben. — 
Wir wollen nur hoffen, daß man ſich von der andern Seite her nun nicht etwa 
auch eine Ungeſetzlichkeit zu Schulden kommen laſſe, wie die Kammer es gethan!! 

„„Berlin, den 11. Nov. Wir haben uns geſtern darüber ausgeſprochen, 
daß nach unſerer Ueberzeugung die Verſammlung, welche trotz der Königl. Bots 
ſchaft weiter berieth, fi im Unrecht befindet. Wir verkennen aber auf der 
andern Seite nicht, daß das Motiv eines großen Theils der Mitglieder, die in 
der Verſammlung geblieben, gewiß geweſen iſt, die Verſammlung in Mäßigung 
zu erhalten, was ihnen bis jetzt ja auch gelungen iſt. Sie haben es erreicht, daß 
der gestrige Tag ohne Störung vorübergegangen, daß kein Beſchluß gefaßt 
worden iſt, der die Rechte der Krone weiter beeinträchtigt, fie haben in würdigem 
Zuge den Conzertſaal verlaſſen und auch in der heutigen Sitzung im Hotel de 
Ruſſie ihre Mäßigung bewahrt. Noch am heutigen Tage werden ſich die 252, 
nicht wie wir geſtern irrthümlich berichteten 223 Mitglieder im Schützenhauſe 
verſammeln und dann wird ihnen aller Wahrſcheinlichkeit nach von den Stadt⸗ 
verordneten deren Sitzungslokal eingeräumt werden. 1 

So wenig wir deshalb aber der Verſammlung ein Recht zugeflchen können, 
fo ſchr wünſchen wir, daß nun auch die Krone Mäßigung zeige. Wir wünſchen 
vor allen Dingen, daß die Krone das unpopuläre Miniſterium Brandenburg 
eutlaſſe und ein neues volksthümliches berufe, wir wünſchen, daß ſie den Bitten 
des Berliner Mragiſtrats und der Stadtverordneten nachgebe und nicht auf der 
Verlegung der Kammer beharre, beſonders da der Grund, die Schutzloſigkeit der 
Verſammlung gegen den Terrorismus eines Theils der Bevölkerung, jetzt fort⸗ 
gefallen iſt. In wie weit die Krone dieſen Wünſchen entſprechen wird, müſſen 
wir erwarten, hoffen indeß viel von der Anweſenheit Baſſermann's, der 
von der Centralgewalt als Reichskommiſſarius hierher geſandt und bereits ge= 
ſtern eingetroffen iſt, beauftragt, wie wir vernehmen, mit Beſtimmtheit ein Geſetz 


liche 38 der Verſammlung zu verlangen. Unglücklich hat es ſich getroffen, 


daß Baſſermann nicht einige Tage früher eingetroffen, doch wird auch ſo 
feine Anweſenhett von großem Nutzen fein, und wir hoffen, daß die Krone auf 
die Rathſchläge dieſes ausgezeichneten, echt konſtitutionellen und freiſinnigen 
Mannes hören wird. 

tr Berlin, den 11. Nov. Uuverkeunbar bot die Reaktion ſeit Abſchaffung 
des Adels alle ihre Kräfte auf, die Nationalverſammlung zu annulliren, und es 
mit dieſer zum Bruch zu bringen, ſobald fie den Aulaß zu demſelben ihr aufbürden 
zu können glaubte. Mit dem Eintritt eines Miniſteriums Manteuffel mußten die 
Würfel für gefallen gelten. Jetzt iſt der Bruch vollendet, und von einer gütlichen 
Beilegung ſcheint nicht mehr die Rede ſein zu können. Seit geſtern Abend hat die 
Bewegung die ganze ſeßhafte hieſige Bürgerſchaft ergriffen: das Kapital und 
die Intelligenz ſtehen jetzt auf der Seite der Nationalverſammlung. Die Auf: 
loͤſung der Bürgerwehr hat eine unglaubliche Wirkung hervorgebracht. Man ers 
wartet den Belagerungszuſtand und gewaltſame Suspenſton der Natioualverſamm⸗ 
lung. — Es gilt jetzt der Reaktion offen die Stirn zu bieten. Berlin muß mit 
den Provinzen ausgeſohnt fein: der paſſive Widerſtaud, der dieſer Tage fortwäh⸗ 
rend geübt worden iſt, hat der Freiheit mehr genützt, als irgend eine aktive Wehr, 
die gleichzeitig ganz reſultatlos fein müßte, da die Mittel der Regierung in Berlin 
allerdings der Art ſind, daß au einem materiellen Siege der Truppen über die Re— 
ſidenz nicht gezweifelt werden kann, wenn es zum Straßenkampf gekommen ware. 

Berlin den 11. November. Als die National-Verſammlung heut mor⸗ 
gen an der Thüre des Schauſpielhauſes angekommen und der Präſident an die 
Thürklinke gefaßt um fie zu öffnen, ſprang auch Jakobi haſtig hinzu, pochte 
heftig an und rief: Es muß geöffnet werden und wenn nicht anders, mit Ge⸗ 
walt! v. Unruh ſuchte ihn zurückzudrängen, und als dies nicht gelingen wollte, 
ſagte er ernft: Herr Jacobi, laſſen Sie das, das Präſidtum hat hier die Rechte 
der Verſammlung wahrzunehmen. Jacobi's Erbitterung war fo groß, daß er 
nicht einmal, gleich den Uebrigen, den freudigen Gruß des Volks erwiderte. 

— Es heißt, der franzöſiſche und engliſche Geſandte wären in Potsdam 
geweſen und hätten den König dringend gebeten, nicht weiter zu gehen. Der 
ehemalige Präſident Grabow iſt aus Prenzlau hier eingetroffen. Er ſoll ſich 
vollkommen einverſtanden mit den Beſchlüſſen der National-Verſammlung ers 
klaͤrt haben und ſofort nach Potsdam zum Könige gereiſt ſein. Ihn betrachten 
wir gerade als den geeignetſten Mann, die Vermittelung zwiſchen Krone und 
Volk in unblutiger Weile noch möglich zu machen. 

— Det Abgeordnete Reichen ſperger geht im Auftrage der Regierung 
nach „um der Centralgewalt die Beweggründe zur Verlegung der 
preuß. National⸗Verſammlung auseinander zu fegen. 

L Aus der Parlaments⸗Correſpondenz, dem Organ der Rechten, entneb⸗ 


men wir Folgendes: Im Angeſichte der 16,000 Mann Truppen, welche Wran⸗ 


gel heute in die Stadt geführt, im Angeſichte der Schritte, welche gegen eine 


ungeſetzlich forttagende Verſammlung gerichtet werden, glauben wir dennoch nicht 


— 
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an eine Contre-Revolution, wie ſie von den Männern des unbefriedigten Ehr⸗ 
geizes jetzt auspoſaunt, und als Brandfackel in F ee wird. 
Wir vertrauen, daß die Krone ihre Macht nicht mitßzbrauchen wird, und wir 
glauben an die Verſicherung, daß das Miniſterium Brandenburg nur berufen 
iſt, durch energiſches Handeln der Anarchie und Geſetzloſigkeit ein Ziel zu ſetzen 
und dann einem volksthümlichen Miniſterium Platz zu machen, welches die 
leichtere Aufgabe haben wird, auf der wiederhergeſtellten Bafis des Geſetes und 
der Ordnung mit einer freien Verſammlung fortzuregieren 

Ratibor, den 10. Nov. Da unſer Poſtwerkehr mit Ungarn jetzt mit 
jedem Tage mehr in Stocken geräth, fo find Neifende jetzt faſt die einzige 
ſchnelle, wenn gleich nicht immer ganz zuverläſſige Quelle für die dortigen ver⸗ 
wickelten Zuſtände. Nach den Mittheilungen dieſer Reifenden, deren jest faft 
täglich mehrere in unſerer Grenzſtadt eintreffen, iſt als gewiß anzunehmen, daß 
ſich Buda⸗Peſth aufs hartnäckigſte vertheidigen wird. Dieſe Stadt trifft die 
großartigſten Rüſtungen, obgleich fe bereits im Beſitze von 5 600, der von 
den Oeſterreichern zurüdgelaffenen-Gefchüge ſich befindet und einen reichen Mu⸗ 
nitionsvorrath beſitzt, fo werden doch noch Tag und Nacht Kanonen gegoſſen 
und Patronen angefertigt. Ingenicurs, Techniker, Feuerwerker und ſelbſt viele 
Eiſenbahnbeamte haben ſich, nach vorgenommener Uebung in die Reihen der 
Artilleriſten aufnehmen laſſen. Es beſtätigt ſich, daß die in Wien übergetrete⸗ 
nen Soldaten, deren man jetzt habhaft geworden iſt, wie man hört, bisher 40 
an der Zahl, füſtlirt worden find; außerdem hat keine weitere Exckution flatt- 
gefunden, wenn mun vier Bürger ausnimmt, welche, nachdem ſchen der Feind 
feſten Fuß gefaßt hatte, noch in den Straßen die Menge zum Kampfe harangui⸗ 
rend und mit den Waffen in der Hand betroffen wurden. Der feſtgenommene 
Mörder Latour's (ein Schloſſer) iſt noch am Leben; wie man ſagt, hofft man, 
von ihm noch mehr Mitſchuldige zu erfahren. 

Dresden, den 5. Nov. Bewunderungswürdig hat ſich Sachſen in die⸗ 
fen Zeitwirren gehalten: im edelſten volksthümlichſten Sinne find Regierung 
und Volk vorwärts geſchritten, und jetzt iſt auch das neue Wahlgeſetz, nach der 
norwegiſchen Verfaſſung gebildet, von beiden Ständekammern angenommen 
worden. Es gab ſtarke Differenzen zwiſchen beiden Kammern; vereinigte De⸗ 
putationen waren zur Ausgleichung derſelben niedergeſetzt; nachdem ſechs Diffe⸗ 
renz-Punkte bereits ausgeglichen waren, blieben noch ſteben übrig, über die man 
ſich nicht einigen konnte, unter ihnen die einjährige Periodicität, die numeriſche 
Gleichſtellung beider Kammern, der fakultative Eintritt der Prinzen vom Kö⸗ 
niglichen Hauſe, der fünfjährige Aufenthalt im Lande, das fünſundzwanzig⸗ 
jährige Lebensalter zur Stimmberechtigung. Die vereinigte Deputation em⸗ 
pfahl der erſten Kammer, den diesfallſigen Beſchlüſſen der zweiten Kammer 
nachzugeben. Da ſtellten geſtern 18 Mitglieder der erſten Kammer folgenden 

Antrag: „In Anbetracht, daß das Fortbeſtehen der jetzigen erſten Kammer 
von der großen Majorität des Volkes nicht gewünſcht werde, daß zur Abän⸗ 
derung der Verfaſſungsurkunde eine geſetzliche Majorität gehöre, daß der große 
Theil der zweiten Kammer zu den Vorſchlägen der erſten die Zustimmung ver⸗ 


im age we bas e e m teen Aleberjengung 
einer Diskuſſton über die einzelnen Differenz⸗ ukte 1 0 
gen, wie fie von der Deputation, bezüglich det Maforität gemacht worden feien, 
beitreten.“ Stgatsminiſter Braun gab die Zuſtimmung der Regierung zu die⸗ 
fer von der gewöhnlichen abweichenden Praxis, und fo ſchrilt man ſogleich zur 
Abſtimmung. Beide Geſetz⸗Entwürſe wurden mit den beſchloſſenen Zuſätzen 
und Modifikationen mit 32 gegen 10 Stimmen angenommen, Immerhin 
iſt die Selbſtopferung der erſten Kammer auerkennungs würdig 
Frankfurt ea M., den 8. Nov. (O. P. A. Z.) 110. Sitzung der ver⸗ 
faſſunggebenden Reichsverſammlung. Der Präſident H. von Gag ern 
eröffnet die Sitzung um 92 Uhr Vormittags nud verlieſt eine Zuſchrift des in 
Frankfurt zuſammengetretenen landwirthſchaftlichen Kongreſſes, worln derfelbe die 
Mitglieder der Reichsverſammlung zur Theiluahme au ſeinen Berathungen einladet. 
Reichs miniſter von Schmerling: In der Verhandlung über die Wiener Auge⸗ 
legeuheiten am 3. Okt. in dieſem Hanſe iſt beſonders das Venehmen der Hetren 
Reichskommiſſaire Welcker und Mosle mannigfachem Tadel ausgeſetzt geweſen. 
Dieſe Mißbilligungen waren dadurch entſtanden, daß nur unterbrochene Mitthei⸗ 
lungen der Reichskommiſſaire hierher gelangt waren. Ich habe Sie nunmehr in 
Keunkniß zu ſetzen, daß am Schluſſe der geſtrigen Sitzung eine umfangreiche Des 
peſche aus Olmütz vom 27, Okt. bei dem Reichsminiſterium eingelaufen iſt, welche 
au dieſem Tage zur Beförderung, aufgegeben worden, allein durch ein Verſehen 
der dortigen Beamten zurückgeblieben iſt. Die Abſendung konnte daher erſt mittelſt 
einer folgenden Stafette geſchehen. Dieſe Verzögerung erhält durch das Zeugniß 
der Beamten ſelbſt ihre Eutſchuldigung. Zur Rechtfertigung der Herren Reichs⸗ 
kommiſſaire diene Folgendes. Das Reichsminiſterium wird die geſammte Korre⸗ 
ſpondenz „welche die Herren Reichskommiſſaire mit der Oeſterreichiſchen Regierung 
gepflogen, dem Ausſchuſſe für die Oeſterreichiſche Frage vorlegen, weil darin eine 
große Rechtfertigung für die Centralgewalt und für die Reichskommiſſatre liegt, 
deren Verwendung es zu verdanken iſt, daß bei dem Abſchluſſe der Capitulation 
vom 30. Okt. mildernde Umſtände eingetreten find. Zu bedauern iſt nur, daß 
dieſe Capitulatiou gebrochen worden. Im Gegenfalle hätte gewiß nicht ein ſo gro⸗ 
ßer Verluſt an Menſchenleben und Realitäten ſerner ſtattgefunden. Das Reichs⸗ 
miniſterlum wird die geſtern erhaltene Depeſche dem Ausſchuſſe für die Oeſter— 
reithiſche Frage zu größerem oder geringerem Gebrauche vorlegen. Welcker: 
Mein Kollege und ich ſind von der uns übertragenen Miſſton zurückgekehrt, nach⸗ 
dem wir geglaubt, das gethan zu haben, was wir bei dieſer ſchwierigen Sendung 
für unſere Pflicht gehalten. Vielfach ſind unſere Mittheilungen getadelt worden. 
Selbſt der Ausſchuß für die Oeſterreichiſche Frage hat in feinen Berichte That⸗ 
ſachen irtig dargeſtellt. Die Verautwottlichkeſt, wovon iu dieſer Darstellung die 
Rede, lehne ich keineswegs von mir ab. Ich halte es darum von Wichtigkeit, daß 
mir in dieſer Sache das Wort gegeben werde, und zwar bei einer der nächſten 
Tagesordnungen. Der Bräfibent bemerkt, daß dies geſchehen werde bei der Vorlage 
des Ausſchuſſes über die von dem Relchsmiuſterlum eben gemachten Mittheſungen. 
han wann a Nene een een RITTER 
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Weiter ſteht auf age ordn) ung die Berathung über den Antrag des Abg. 
Neun h 


Biederih in. Dieſer A lautet: die Natioualverſammung wolle beſchließen: 
durch die Ceutralgewalt die K. Sächſiſche Regierung aufzufordern, ihr Dekret 
vom 28. Anguſt d. J. *), das Deutſche Verfaſſungswerk betreffend, zurück zu 
nehmen, weil die demſelben zu Grunde liegende Auſicht von einer Vereinbarung 
der Dentſchen Verfaſſung zwiſchen der Rationalverſammlung und den geſetzgeben⸗ 
den Gewalten der Einzelſtaaten mit dem vom Vorparlament ausgeſprochenen und 
von der Natioualverſammlung anerkannten Grundſatz: daß die Nationalverſamm⸗ 
lung einzig und allein die Deutſche Verfaſſung zu begründen hat, im direkten Wider⸗ 
ſpruche ſteht. Zu dieſem Antrag ſtellt der Abg. Schaffrath einen präjudiziellen Ver⸗ 
beſſerungsantrag. Schaffrath begründet dieſen Antrag, indem er darauf auf⸗ 
merkſam macht, welche andere Mißverſtandniſſe noch mit der Centralgewalt und 
den Einzelſtaaten vorliegen. So habe u. a. Weſſenberg geäußert: die Reichsber⸗ 
ſammlung zu Frankfurt habe nur Prinzipien zu verhandeln, nicht aber Beſchlüſſe 
auszuführen. Die Sächſiſche Frage ſei ſchwieriger als jede andere; dort liege kein 
Widerwille vor, keine partikulariſtiſche Tendenz, ſondern nur die Sucht, auf ver⸗ 
faſſungsmäßigem Boden ſtehen zu bleiben. Sein Autrag bezwecke, daß derartige 
Diskuſſionen ein- für allemal beſeitigt würden. Dies geſchehe am beſten durch ein 
Reichsgeſez. Biedermann freut ſich, daß fein Votredner mit fo vieler Rück⸗ 
ſicht für die Sächſiſche Regierung und Stände das Wort ergriffen habe. In dem 
angeführten Falle aber befände ſich nicht uur die Sachſiſche, ſoudern alle nerfäl- 
ſungsmäßigen Regierungen. Wolle man den Grundſatz anerkennen, daß die Re⸗ 
gierungen in ihren Erlaſſen der Einwilligung der Stände unterliegen, To ſeze man 
ſämmliche Stände über die Reichsverſammlung. Können rie Eundesgeſete ohne 
Einwilligung der Stände verfaſſungsmäßlg keine Geſebtraft erhalten, fo wird die 
Sache ganz einfach durch Abänderung des betreffenden Verfafjungsparagraphen 
gehoben. Auch ich bin der Meinung, daß die Sächſiſche Regierung in gutem Glau- 
ben gehandelt; ich erkenne darin eine wohlgemeinte, aber verfehlte Gewiſſenhaftig⸗ 
keit und die dem ſächſiſchen Charakter eigenthümliche jutiſtiſche Pedanterie. Dieſe 
Frage iſt mit der Auerswaldſchen und Pillersdorfſchen Erklarung nicht auf 
gleiche Linie zu ſetzen. Die Verhaͤltniſſe haben eine Wendung genommen, wo⸗ 
durch dieſe Erklärungen unbedeutend geworden ſind. Ergreifen wir dieſe Gelegen⸗ 
heit, um die Stellung der Centralgewalt den Einzelſtaaten gegenüber auf eine 
nicht mehr anzugreifende Weiſe feſtzuſezen. Der Schluß der Debatte wird an- 
genommen und der Schaffrathſche Antrag, nachdem der Antragſteller die Erklarung 
abgegeben, daß er in ſeinem Antrag die Poſener Frage nicht berührt wiſſen wolle, 
mit 255 gegen 180 Stimmen, wie bereits gemeldet, angenommen und der Dies 
dermannſche Antrag ſofort an einen beſonderen Ausſchuß gewieſen, welcher ſich 
wech beute tenſtitutren ird. Demfelben gtusſchuſſe werben ere jeder- 
maunſchen Anttage geſtellten Amendements zu Begutachtung überge en. Es wird 
zur Berathung über den Antrag des Abgeordneten Jordan aus Berlin geſchritten. 
Derſelbe lautet: Die National Berfammlung wolle beſchließen: Obgleich es durch 
den Beſchluß über den Raveaur-Wernerſchen Antrag bereits ſeſtſteht, daß die Ber 
ſchlüſſe einzelner Landesverſammlungen, nur inſoweit ſie mit denen der Reichs⸗ 
Verſammlung übereinſtimmen, Gültigkeit haben, fo findet ſich die Reichs⸗Ver⸗ 
ſammluug, im Hinblick auf mehrere Vorgänge der jüngſten Zeit, dennoch veran⸗ 
laßt, usthmals ausdrücklich zu erklären: daß feder, ihren File eutgegenſte⸗ 
hende Veſchluß einer Verſammlung eines Einzelſtaats als an und fü ſich null und 
nichtig augeſehen und erforderlicheufalls als ungeſetzliche Auflehnung energiſch zu⸗ 
rſickgewieſen werden with. Mehrere Verbeſſerungsantraͤge zu dem Jordanſchen Au⸗ 
trage werden verleſen, auf Uebergang zur einfachen, theils zur motivirten Tages, 
orduung gehend. a 7 - i 
Jordan ans Berlin: Mein Antrag hat ein engeres und weiteres Ziel. Ein⸗ 
mal ſoll er zur Beruhigung der Bevölkerung im Deulſchen Theile Poſeus dienen, 
zum anderen den Zweck haben, den hervortretenden partikulariſtiſchen Beitzebuns 
gen in Deutſchland zu begegnen. Sie wiſſen, welche Fraktion in der Berliner 
Landesverſammlung noch vor kurzem der Preußiſchen Regletung eiue Erklarung 
abzudringen ſuchte zum Zwecke der Anerkennung der Ceutralgewalt. Aber Preu⸗ 
ßen hat noch mehr gethan, als man verlangte; es hat, wie Blücher gejagt; nicht 
einzelne Regimenter, ſondern ſeine ganze Armee dargeboten. Preußen zeigt mit 
jedem Tage mehr, daß es ihm Ernſt iſt mit einem Aufgehen in Deutſchland. Nun 
aber hat jene Fraktion gerade die eutgegengeſetzte Tonart augeſchlagen, und zwar 
mit detſelben Energie, wie die frühere. Die Preußiſchen Miniſter haben ſich ent- 
ſchieden für die Deutſche Sache ausgeſprochen. Beweis dafür ſind Eichmann's 
Worte an die Verliner Versammlung bei der Poſener Frage: a n. 
möglich gewillt fein, den Beſchlüſſen der Reichsverſammlung zu Bi enk 
gegen . erg. ' Aber eben deswegen hat die Prenzische Versammlung einen 
Beſchluß gefaßt, der den unfrigen durchkreuzt, ja ſogar ihn aufhebt. ' Der Red⸗ 
ner verlieſt eine Adreſſe der Poſener Bevölkerung an die Berliner National- Bass 
ſammlung, worin dieſelbe ihr Bedauern über den Beſchluß vom 23. Oktober aus⸗ 
ſpricht, und fährt ſodaun fort: Dieſer herzlos leichtſiunige Beſchluß der Preußi⸗ 
ſchen National Verſammlung hat in Poſen nicht nur Unruhe, ſondern faktiſche Be⸗ 


Die einschlägige Stelle lautet: „Aber auch zwiſchen den geſetzgebenden Organen 
des Sade e e Einzelſtanten wird eine Einigung für die Feſiſtellung der 
neuen Verfaſſung Deutſchlands erforderlich ſein, wenn dieſe auf eine Grundlage ge⸗ 
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ſchädigungen in den dortigen Verbältuiſſen zur Folge gehabt. Die Provinz ſteht 
wiederum an dem Rande des Bankerottes; von Ihnen erwartet ſie ihre Rettung. 
Treten wir entſchieden auf gegen jeden Akt der Widerſetzlichkeit. Jene Partei iſt 
es, welche einſt dem Partikularismus das fulminanteſte ⸗quos ego!« zugerufen 
hat, und die une gegrullt, weil wir nicht gleich darauf eingehen wollten, alles 
zu zermolmen. Dieſe Partei nennt ſich die demokratiſche und will dieſen Namen 
jemand anders zugeſtehen, und doch verfuhr ſie bei der Frage über die Huldi⸗ 
gungsſeier mit der Strenge des Hof-Ceremoniclls. Aber das Blatt hat ſich ſon⸗ 
derbar gewendet. Wenn wir nickt alle Verwunderung verloren hätten, fo hätten 
wir fetzt alle Gelegenheit, uns in das Land der Verwunderung zurückzuverſetzen. 
(Heiterkeit und Bravo.) Jetzt ſchlaͤgt eine gewiſſe Partei (zur Linken): ich ſpreche 
nicht von Ihnen, meine Herren, einen anderen Weg ein, weil es ihr nicht gelun— 
gen iſt, das Schiff des Staates in ihre Hände zu bringen. (Unruhe auf der 
Linken. Ruf: Zur Ordnung!) Präſident: Nach der vorigen Erklärung des 
Herrn Jordan kaun ich deuſelben nicht zur Ordnung rufen; aber ich muß ihn bit. 
ten, nicht perſönlich fein zu wollen, auch nicht gegen fremde Verſammlungen. 
Jordan aus Berlin: Ich ſpreche von einer Partei, die am 18. September hin— 
ter den Barrikaden geſtauden. Dieſe Partei hat, nachdem fie vergebens geſucht, 
das Staatsſchlff in ihre Hände zu bringen, daſſelbe umwenden und auf den 
Strand lenken wollen, damit fie im allgemeinen Strudel die Rollen erhaſche, zu 
welchen ſie auf anderem Wege nicht gelangen konnte. (Beifall rechts und im 
Centrum.) Dieſe Partei bezeichnet die Anarchie als das einzige Rettungsmittel, 
worauf das Volk ſich ſtützen könne. Mir ſcheint es, daß die Berliner Verſamm— 
lung eher geneigt und befaͤhigt iſt, der beliebten Blut-Fraktſirſchrift Eingang zu 
verſtatten, als wir. (Heftige Unterbrechung auf der Linken. Ruf: Zur Ord- 
nung!) Präfident: Ich habe Herrn Jordan ſo verſtanden, daß die Berliner 
Verſammlung nicht ihre Kraft iu der Weiſe gebrauche, wie wir, ſolchen Beſtre⸗ 
bungen zu begegnen, keinesweges aber, daß er ihr dieſe Beſtrebungen ſelbſt zu— 
traut. (Zeichen der Mißbilligung auf der Linken.) Jordan aus Verlin: In 
dieſem Sinne iſt meine Aeußerung auch zu verſtehen. Ich bin der Meinung, daß 
in Berlin unter den Linden und unter den Zelten die Tragödie der Pfingſtweide 
13 8 en droht. Mit Nichtachtung der Volksvertretung hat eine Fraktion 
es “ Dir Volks es gewagt, der Verſammlung die Thüren zu vernageln und ih— 
ren Mitgliedern den Henkerſiraug unter das Geſicht zu halten. Iſt das der fo 
geprieſene Schutz des Volkes? Unter dieſem Schutze werden unfere gemordeten 
Kollegen bald Nachfolger bekommen. Die Verſammlung in Berlin iſt ſeit Wochen 
nicht mehr frei in ihren Berathungen, ſonſt koͤnnte fie keine Entſcheidung getrof— 
fen haben, die unſeren Beſchlüſſen entgegentritt. Dieſem Treiben, welches ſo 
leicht in Todes zuckungen ausarten kaun, durfen wir nicht ruhig zuſehen. Siegt 
jene Partei in Berlin; ſo lodert in wenigen Wochen der Brand über unſer Vater⸗ 


land. Die Anarchie ſteht nicht mehr vor der Thüre, ſie iſt bereits über die 
Schwelle getreten, und ſchüttelt ihr Meduſenhaupt mit furchtbaren Drohungen. 


Unſere eigene Eriſtenz ſteht auf dem Spiele! Ein Theil des Velkes vetlangt, daß 
Sie einen früheten Beſchluß in Kraft erhalten, und die ganze Nation verlaugt, 
daß Sie die Rechte, die Ihnen übertragen ſind, vertheidigen. Wir find noch ein 
Bollwerk für die Freihelt, nach oben und unten hin. Nehmen Sie ſich in Acht, 
damit mit dieſem Bollwerk die Freiheit nicht zu Grunde gehe! (Lebhafter Beifall 
rechts und im Centrum.). Rösler aus Oels erhält das Wort zu einer Orduungs⸗ 
frage und verlieſt, Hude er einen Rückblick auf die Brentauoſche Angelegenheit 
wirft, eine auf etliche Aeußerungen des Vorredners bezügliche und von einer Au⸗ 
zahl Preußiſcher Abgeordneter unterzeichnete Erklarung, welche mit den Worten 
ſchließt: „wir proteſtiren, daß unſere Vertreter zu Berlin in dieſer Weiſe unge— 
ur verhöhnt werden dürfen.“ Graf Reichenbach beginnt ſeine Jungfern⸗ 
Rede mit den Worten: Meine Freunde von der Linken! Ich bedauere, daß Sie 
kurz vorher nicht mehr Ruhe beobachtet haben; denn Ruhe — giebt Macht! Ich 
werde Herrn Jordan, der bei der Wahl des Reichsverweſers feine Stimme Herrn 
aug widerlegen; dazu bin ich zu ariſtokratiſch. Wenn die Behaup⸗ 
eee tnage daß die Preußiſche Verſammlung den von ihr bekämpften 
daß die aha in Schutz nehme, ſo mache ich Sie dagegen aufmerkſam, 
+- mer mit weit größerer Sorgfalt nach Berlin, als nach Frankfurt 
gepählpihgben. Herr Jordan's Antrag iſt der Ausdruck der habsburgiſch⸗abſoluti— 
„ Generale, gegenüber der Freiheitspolitik der Preußiſchen Verſammlung 
(Zeichen der Mipbiligung. Der Präfident verweiſt dem Redner den gebrauchten 
Ausdruck.) n * überzeugt, daß die Verliner Verſammlung auf ihrem Be⸗ 
ſchluſſe beharren wird. Welche Reſultate werden erfolgen, wenn Sie ihm entgegen⸗ 
weten? Entweder das Haus Hohenzollern ſchlleßt ſich der Polilit der Pienßiſchen 
ber Sasa 3 = ehe; ſich, uneingedenf der Politik feiner gro— 
6 Bahn au, der Nat Wil le auf die Seite der Central⸗ 
ſammlung ſich wie 00“ 11 e werde 5 ee e 
I. lagen und ganze Provinzen werden dies thun. Sie werden im 
güuſtigſten Falle einen Vürgerkrieg haben, in dem der Abſolutismus ſiegen kann, 
und daun wird Deutſchland von neuem das Schachbrett werden zweier feindlichen 
— die — 5 Dielen. Ber früheren Beſchlüſſen diefer Verſammlung dürfte 
e Yrocnten ie In der Politik giebt es keinen größeren Fehler, als 
einen Fehler zu begehen. Ich glaube aber, daß in dieſer Verſammlung noch Weis⸗ 
heit gerecht, 1 re zu Anfang feiner Rede die Ueberzeugung aus, 
daß der beute, zu faſſende Beſchluß uber dag Schiſal Deukſchlands kuiſchelden 
werde. Der ſchlimmſte Feind ſteht uns in der ſchlimmſten Stadt gegenüber; 8 iſt 
ber Partikulntiönmg in elner Kammer, welche . 
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vertritt. Ich hoffe, dem Preußiſchen Volke (der Redner führt die Worte eines Red⸗ 
ners der Linken an) werden die Augen aufgehen, und es wird ſehen, daß die Feinde 
der Einheit auch die Feinde der Freiheit find. Reh aus Darmſtadt iſt, geſtützt auf 
den Beſchluß über den Ravcauxſchen Antrag, der Auſicht, daß die Verſammlung 
dasjenige nicht wiederholt beſchließen könne, wasſie ſchon einmal beſchloſſen habe. 
Rüf nach Schluß der Debatte. Der Präſident läßt abſtimmen. Die Minderheit er⸗ 
hebt ſich. von Breuning erhält das Wort und verwahrt ſich als Preußiſcher 
Abgeordneter gegen einzelne die Wahlen betreffende Stellen in Graf Reichenbach's 
Rede. Der Redner iſt für den Antrag auf motivirte Tagesordnung. Vogt ſtimmt 
für Tagesordnung. von Becke rath: Treten wir den Beſchlüſſen der Berliner 
Verſammlung entgegen, fo liegt darin keineswegs eine Mißachtung der Bedeutung 
dieſer Verſammlung; denn die Reichsverſammlung iſt keine koordinirte Vertretung, 
ſondern ſie ſteht über jeder Landesverſammlung. Wir können nicht dulden, daß ein 
Vertrag willkürlich aufgehoben werde. Geſchähe es, dann müßte mau zu der Ka- 
binets-Politik zurücktebren, die heute das Aſyl der Freiheit genannt worden iſt. 
Handelt es ſich aber um die Rückkehr zu dieſer Politik, ſo proteſtire ich dagegen als 
Preuße. Ich erkenne als Preuße nur eine Freiheit an, die Deutſche Freiheit. 
(Bravo!) Wie groß auch die Bedräugniß des Vaterlandes iſt, verzweifeln wir nicht 
au uns ſelbſt. Sehen wir auf die Beſtrebungen unſerer Gegner, die immer leiden 
ſchaftlicher werden. Darin liegt eben ein Beweis, daß die gute Sache gedeiht, und 
daß wir dem Ziele nahe ſtehn. Es iſt noch zu viel Sittlichkeit im Volke, als daß 
es ſich nicht abwenden ſollte von dem Treiben dämoniſcher Zerſtörung. Der Red— 
ner pflichtet in den vorliegenden Anträgen jenen, auf motivirte Tagesordnung bei. 
Dadurch erhalte das Reichsminiſterium am leichteſten die Möglichkeit, die Poſener 
Gevölkerung wiederum zu beruhigen. Der Schluß der Verhandlung wird ange 
nommen. Kerſt verlaugt namentliche Abſtimmung, geht jedoch fpäter wieder da⸗ 
von ab. Jordan aus Berlin erhält als Antragſteller das Schlußwort, indem er 
ſich für den Antrag des Abgeordneten Kerſt auf motivirte Tagesordnung erklärt, 
falls fein Antrag die Majorität des Hauſes nicht erhalte. Das Reſultat der Ab» 
ſtimmung iſt die Annahme des Kerſtſchen Antrags. Einen weiteren Gegenſtand der 
Tagesordnung bildet die Berathung über einen Bericht des Ausſchuſſes für Ges 
ſchäftsordnung, mehrere Anträge auf Abänderung der 88. 24. und 32. der Ge⸗ 
ſchäftsordnung betreffend. Folgender Antrag des Abgeordneten Eiſen mann 
wird ohne Debatte angenommen: „Jeder Ausſchuß iſt befugt, Zeugen und Sad 
verſtändige vorzufordern, zu vernehmen und vernehmen zu laſſen, fo wie mit Be— 
hörden in Verbindung zu treten.“ Neugebauer, Giskra und Genoſſen erklä— 
ren zu Protokoll, daß fie nicht für den Kerſiſchen Antrag geſtimmt haben, weil fie 
nach einem ſpäteren Autrage des Abgeordneten Ziegert für motivirte Tagesord⸗ 
nung ſtimmen wollten. Die Sitzung wird um 21 Uhr geſchloſſen. Nächſte Sitzung: 
Mittwoch, 8. November. Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung über Art. 
UI. des Berfoſſungs-Entwurfs, Abſchuitt II. Die Reichsgewalt. f 
Frankfurt a. M., den 8. Nov. (O. P. A. Z.) i 
Beute un 1 Uhr dem von Sr. Majehät'dem agg a ent in 25 El. 
genſchaft eines Geſandten in beſonderer Sendung hierher abgeordneten Herrn 
Freiherrn Ulyſſes von Dirckinck-Holmfeld eine Audienz ertheilt und aus deſſen 
Händen das Königliche Schreiben entgegengenommen, welches in entſprechender 
. die —.— — — Banks nach Kopenhagen beförderte amt⸗ 
e Benachrichtigung wegen Errichtung der proviſoriſ ü 
Deutſchland beantwortet. . —— e eee 
. — Der ſehr thätige Verfaſſungs-Ausſchuß in Frankfurt hat feine Vera⸗ 
thungen über das Kapitel der Verfaſſung vom Staatenhauſe vollendet und wird 
ſeinen Entwurf mit Nächſtem der Natlonal-Verſammlung vorlegen. — Das 
Staatenhaus (ſo ſchlägt der Verfaſſungs-Ausſchuß vor) wird gebildet aus den 
Vertretern der einzelnen Staaten. Die Zahl der Mitglieder vertheilt ſich auf 
die einzelnen Deutſchen Staaten nach folgendem Verhältniß: Preußen hat 40, 
eſterreich 36, Baiern 16, Sachlen 10, Hannover 10, Würtemberg 10, Ba- 
den 8, Holſtein (mit Schleswig) 6, die beiden Mecklenburg 6, Großherzog⸗ 
ibum Heſſen 6, Kurheſſen 6, die Sächſiſchen Herzogthümer 6, Naſſau 4, Lu⸗ 
remburg (mit Limburg) 2, Oldenburg 2, Braunſchweig 2, Anhaltiſche Für⸗ 
ſtenthümer 1, Hamburg 1, Bremen I, Lübeck 1, Frankfurt 1 in Summa 175 
Mitglieder. a 
Ganz unvertreten (alſo in dieſer Beziehung aus der Reihe der ſelbſtſtändi— 
gen Staaten geſtrichen) ſind die beiden Schwarzburg, die beiden Hohen⸗ 
zollern, Waldeck, Reuß, Schaumburg-Lippe, Lippe⸗ Detmold 
Delfen- Homburg, Lichtenſtein. — Was die Ernennung oder Wahl 
zum Staatenhauſe betrifft, fo ſollen die Mitglieder zur Hälfte durch die 
Regierung und zur Hälſte durch die Volksvertretung der einzelnen Staaten (bei 
zwei Kammern in gemeinſamer Sitzung nach abſoluter Stimmenmehrheit) er⸗ 
nannt werden. In den Staaten, welche nur Ein Mitglied zu ſenden haben, 
ſchlägt die Regierung 3 Kandidaten vor, aus denen die Volksvertretung wählt. 
Die Mitglieder des Staalenhauſes müſſen Staatsbürger derjenigen Staaten 
ſein, die ſie ſenden, — müſſen das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben und ſich 
im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte befinden. Die 
Mitglieder des Staatenhauſes werden auf 6 Jahre gewählt, ſie werden alle 3 
Jahr zur Hälfte erneuert. — Das Stagtenhaus hat ſo ziemlich dieſelben Rechte 
wie das Volkshaus, mit welchem gemeinſchaftlich daſſelbe den Reichstag bildet. 
Frankfurt, den 9. Nov. Der Unterſtaals⸗Sckretär, Herr Vaffermann 
der nach Berlin im Auftrage des Reichsminiſteriums des Innern abgereiſt iſt. 
hat, wie man vernimmt, nur den Auftrag, ſelbſt die Lage der Dinge in Augen⸗ 
ſchein zu nehmen, und ſich mit der Preuß. Regierung in Vernehmen zu ſezen 
darüber, in welcher Weiſe das Reich dazu beitragen könne, den geſctzlichen Zu⸗ 
ſtand in Verlin vor gewaltfamen Störungen zu ſichern. Wie wichtig dieſe Auf⸗ 
gabe nicht bloß für Preußen, ſondern für ganz Deutſchland iſt, liegt auf der 
Hand. Zunächſt if fe unbeſtrittene Sache der Preuß. Regierung und das rich⸗ 
ligſte Vorbeugungsmittel gegen Unruhen beſteht offenbar darin „daß ſie ſelbſt 


ſich auſ's ſirengſte auf dem gefeglichen Boden erhält. — Hr. Moritz Hartmann 
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hat in feiner Eigenſchaft als Abgeordneter zum Deutſchen Reichstage an den 
Präſidenten von Gagern geſchrieben und um Schutz gebeten. Der alte Jahn 
hatte gleich daran gedacht! 

Wien, den 8. Nov. Der Obercommandant der Nationalgarde, Meſſenhau⸗ 
ſer, wird wegen Hochverraths angeklagt. 1 . 

— Der Preußiſche Geſandtſchaftsſekretair Krüger iſt in feiner Wohnung in 
der Jaͤgerzeile am 28. v. M. durch einen Schuß ſchwer verwundet worden. Schon 
am 1, Oktober hatte die Preußiſche Geſandtſchaft den Miniſter Latour vor Meu⸗ 
chelmördern gewarnt. 

— Der ehemalige Ungariſche Staatsſekretair Pulßky iſt von dem Militair in 

Enzernsdorf verhaftet worden, als er eben nach Ungarn gehen wollte. 

Olmütz, den 7. Nov. (Schleſ. Ztg.) Seit einigen Tagen befinden ſich 
Vertrauensmänner der rutheniſchen Nation in unſern Mauern, denen ſich noch 
einige Reichstags⸗Deputirte aus Galizien angeſchloſſen haben. Dem Kaiſer 
eine Loyalitäts-Adreſſe zu überreichen, iſt der vorzüglichſte Zweck ihres Her⸗ 
kommens, aber zu gleicher Zeit wollen ſie die Regierung auf den Zuſtand der 
Dinge in ihrem Vaterlande aufmerkſam machen und Abhülfe mehrerer Ber 
ſchwerden begehren. Das Benehmen der Polen, welche der rutheniſchen Na= 
tion nur mit Widerſtreben das Zugeſtändniß der Gleichberechtigung machen, 
eine mit jedem Tage ſteigende Unbehaglichkeit unter der letzteren, und nur der 
äußerſt gemäßigten, vertrauensvollen Haltung der Ruthenen iſt es zu danken, 
daß der Friede noch nicht gebrochen und der nationale Zwiſt nicht in förmlichen 


Krieg übergegangen iſt. 
a Ausland. 


Flankreich. 

Paris, den 8. Nov. Die Verluſte, die das Haus Rothſchild neuerdings 
in Wien gehabt, ſollen dasſelbe zu dem poſitiven Entſchluſſe gebracht haben, 
ſeine Geſchäfte ganz aufzugeben und zu liquidiren. Es wird zugleich bemerkt, 
daß dieſes Haus überhaupt ſeit dem 24. Februar nur äuferft wenig Vankge⸗ 
ſchäfte gemacht und längſt den Plan zu erkennen gegeben habe, eine Liquidation 
zu veranſtalten. 

Cabet zeigt an, daß er am 20. Nov. nach Texas abreiſen werde. 

e der pariſer Univerſität find ſeit geſtern faſt ſämmtliche Vorleſungen 

eröffnet. 

National⸗Verſammlung. Sitzung vom 8. Nov. Marraſt eröffnet 
fie um 13 Uhr. Baſtide, Minitter der auswärtigen Angelegenheiten, über⸗ 


Vertrag mit den Sandwichs⸗Inſeln. Letzterer iſt, als von der geſtürzten Re⸗ 
gierung abgeſchloſſen, noch nicht zu 55 Lamorcière, 33 
ſter, legt einen Geſetzentwurf vor, der die für Ende 1848 fälligen 80,000 Mann 
Rekruten unter die Fahnen ruft. „Ich bin glücklich“, fügt der Miniſler hinzu, 
„Ihnen anzeigen zu können, daß in Folge der Ihnen geſtern auf dieſer Tribüne 
gemachten Erklärungen, rückſichtlich der politiſchen Lage Eur opa's 55,000 
Mann in ihre Heimat entlaſſen werden können. (Starker Beifall zur Rech⸗ 
ten.) Dufaure, Minifter des Innern, legt eine Anzahl von Geſetz-Entwür⸗ 
ſen vor, wovon ſich einige auf Selbſtverſteuerungs-Anträge der Departements 
Tarn, Garonne, Seine, Kinifiere und anderer beziehen. Der Finanz⸗Ausſchuß 
und mehrere andere Mitglieder, welche die Geldkriſts der Republik durch Er⸗ 
ſparniſſe heben wollen, ſchlagen folgende Unterdrückung von Konſulaten vor: 
1) des Konſulats in Voſton, 2) des Konſulats in Port Louis auf St. Mans 
ritius, 3) in Carthagena (Spanien), 4) in Mogado (Marokko), 5) in Kal⸗ 
kutta, Madras und Bombay, 6) in Jaſſy (Donaufürſtenthum). Diele Aufhe⸗ 
bungs⸗Anträge werden jedoch nach kurzer Debatte verworfen und obige Kon⸗ 
ſulate ſämmtlich beibehalten. Die Sitzung wurde um 6 Uhr geſchloſſen. 
Großbritannien. 

Lon don, den 6. Nov. Zu Dublin vertagte ſich am 3. die zur Aburtheilung 
der angeklagten Staatsgefangenen niedergeſetzte Commiſſion bis zum 12. Decem⸗ 
ber, nachdem fie das Verfahren gegen Gavan Duffy vorläufig ausgeſetzt, O'Do⸗ 
herby zu zehn Jahren Deportation verurtheilt und die Freilaſſung von Williams 
angeordnet hatte, der von der Jury für nicht ſchuldig erklart worden war. — ie 
maſſenweiſen Auswanderungen dauern in Irland fort; zu Dublin ſiebt man taͤg⸗ 
lich auf den Eiſenbahnen geſunde, kräftige und wohlgekleidete Laudleute eintreffen, 
welche den Auswandererſchiffen zuflrömen, um der Noth zu entgehen, welche ihrer 
im Heimathlande wartet. 

Sch wei !. 

Bern, den 7. Nov. Den Nationalrath tröffnete geſtern der Altersprä⸗ 
ſident Sidler mit einer aus bewegtem Gemüthe geſprochenen Rede, in welcher 
er Vergangenheit und Gegenwart charakteriſirt, das Glück der Schweiz ſchil⸗ 
dert, mitten in den europäiſchen Stürmen an der Verwirklichung der in der 
neuen Bundesverfaflung enthaltenen Grundfäge arbeiten zu können, und die 
Vorſehung anruft, die Arbeiten des Nationalrathes zu ſegnen, deſſen Aufgabe 
es nun fei, das Glück und die Wohlfahrt des Vaterlandes zu gründen. 


reicht einen Handels- und Schifffahrts-Vertrag mit 


in (Verſpätet.) 
Den am Sten d. Dies. Morgens um 10 Uhr in 
Oſtrowo im 39ften Lebensjahre an der Bruſtent⸗ 


zündung erfolgten Tod meiner geliebten Tochter, der Seng 


verwittweten Land- und Stadtgerichts-Secretair 
Kaſchade, Henriette geb. Schramm, beehre 
ich mich theilnehmenden Verwandten und Freunden, 
ſtatt beſonderer Meldung, tiefbetrübt anzuzeigen. 
Poſen, den 14. November 1818. 
. Verwittwete Schramm, 
in ihrem und der nachgebliebenen 5 Kinder Namen. 


Bekanntmachung. 

Nachdem durch die Allerhöchſte Kabinets-Ordre 
vom 8. April d. J. (Geſetzſammlung Nro. 14.) das 
Porto für Papiergeld (Kaſſen⸗Anweiſungen :c.) und 
Staatspapiere bei Verſendung mit der Poſt fo be> 
deutend ermäßigt worden, daß ſolches wenig mehr 
als das Porto für gewöhnliche Briefe beträgt, ließ 
ſich erwarten, daß die Verſendung von Kaſſen-An⸗ 
weiſungen ohne Deklaration aufhören oder doch ſich 
vermindern würde, weil, wenn Briefe mit nicht de⸗ 
klarirten Kaſſen⸗Anweiſungen verloren gehen, geſetz— 
lich dafür kein Erſatz gewährt wird. Da dieſe Er⸗ 
wartung ſich nicht beſtätigt hat, fo machen wir das 

ublitum auf jene Portoermäßigung aufmerkſam, 
und führen beiſpielsweiſe an, daß für 

1 Brief von Poſen nach Berlin mit 100 Thlr. 

Kaſſen⸗Anweiſungen, 1 Loth ſchwer, 
undeklarirt 6 Sgr. — deklarirt 7 Sgr., 

für ein Brief von Poſen nach Breslau mit 200 Thlr. 

Kaſſen⸗Anweiſungen, 2 Loth ſchwer, 
undeklarirt 64 — deklarirt 81 Sgr., 

für ein Brief von Poſen nach Stettin mit 500 Thlr. 

Kaſſen⸗Anweiſungen über 2—8 Loth ſchwer, 
undeklarirt 9 Sgr. — deklarirt 14 Sgr. 
an Porto zu zahlen iſt. 

Poſen, den 12. Juli 1848. 
Ober⸗Poſt⸗Amt,. 


Nothwendiger Verkauf.“ 
Ober⸗Landesgericht zu Poſen. 


Das im Schrimmer Kreiſe belegene adelige Gut 
Szoldry, wozu die Dörfer Rogaczewo und 
Sucharzeweo gehören, landſchaftlich mit Einſchluß 
der Forſt abgeſchätzt auf 124,492 Rihlr. 1 Sgr. 10 

fa ſoll 
* . 7ten Mai 1849 Vormittags um 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Die Taxe kann nebſt dem Hypothekenſcheine und 
den Bedingungen in unſerm IV. Geſchäſts⸗Burtau 
eingeſehen werden f 

Diejenigen unbekannten Kirchen, für welcht Ru⸗ 


Süd⸗ Amerika und einen 


a Drack u. Verlag von W. Decker & Comp. 
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brica II. No. 8. ein zu 34 Procent verzinsliches Ka⸗ 
pital von 571 Rthlr. 8 gGr. eingetragen ſteht, fo 
wie folgende ihrem Aufenthalte nach unbekannte 


Uintereſſenten;: der Xaver v. Wilcezynski, der 
Johann Nepomucen v. Wilczönsei, die 


Frau Albertine Nepomucena v. Niezycho⸗ 

weka geborne v. Lipska, die Wittwe des Direk⸗ 

tors Kaulfuß Michalina geborne v. Rutter, 

und der Ignatz v. Goslinowski, ſo wie deſſen 

Ehegattin Wilhelmine geborne v. Haza, werden 

zu dem angeſetzten Termine öffentlich vorgeladen. 
Poſen, den 3. September 1848. 


Unter Bezugnahme auf unſere Bekanntmachung 
vom I7ten Oktober d. J. bringen wir hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß, daß der auf den 23ſten No⸗ 
vember d. J. auf dem Dominium zu Jarocin zum 


Die Schuldner der früheren Handlung Hirsch- 
feld & Wongrowitz werden, ehe zur Klage ge- 
schritten wird, wiederholentlich aufgefordert, 


die Bechnungen in,der, ‚Handlung Jsaak Kan- 
ar 


torowiez, 


22157 5 an Unterzeichnet zu 


ongrowitz, 


L. Hirschfeld. 


Anfrage. 

Das Königl. Land⸗ und Stadtgericht in Roga⸗ 
fen vollſtreckt die Perſonal⸗Exekution nicht, wenn 
der Schuldner ein vom Kreis-Chirurgus ausgeſtell⸗ 
tes Krankheits-Atteſt vorzeigt. Ich frage an, ob 
etwa auch ein, vom Kurſchmidt ausgeſtelltes Atteft 
vor dem PerfonalsArrefle (dust? 


Berliner Börse. 


Verkaufe von 13153 Klaftern verſchiedenen Holzes ben II. November 1848. Iatesg f Neef | eld 
anberaumte Termin aufgehoben worden iſt. Stasts-Schuldschein e. 31 — | 74 
Pleſchen, den 4. November 1848. e ge de 9; 
Königl. Lands und Stadtgericht. ur- u. Neumärkische Schuldversch. | 3 | — | — 
Der Richter: Hantuſch, dee Baia ae % HET 3 | — 27 
1 estpreussis i — 
. Ober- Landeegerichts⸗ Aſſeſſor. Hess Pele? Eiämährinfe 2 2 8 — 
kti Ostpreussische » ..— 3 — 2 
Pfer e⸗ u 101. Pommersche . 3 3 | — 893 
Mittwoch den I5ren November Mittags ren re e a — 
12 Uhr ſollen 4 geſunde Arbeitspferde vor dem hieſi⸗ v. Staat N 1 34 Bild DE 
gen Rathhauſe öffentlich gegen gleich 1 e A Scheine — Br 15 
verſtei den. u ſchütz. Friedxichsd or n 5 
8 2 Nr 1 u Andere Goldmünzen A 5 Rthlr. ... | — 13 124 
reren e eee Diaconto e ine — 31 44 
7 yr Eisenbahn - Aecetien 
. Billiger Brennholz⸗Verkauf. 8 e 2 
Von heute ab wird verkauft Graben Ro.12.b. ® Berlin-Anhalter E , e 4 Zi 70 
auf dem Sauderſchen Holplag: n, ent 11 
3 ſtarkes trockenes Klobenholz: n e e 8 _ 
die Klafter Buchen-Kloben 5 Rihlt. 10, ſgr., 2 Berlin-Potsdam-Magdeb. . . Il 504 
ö dio. Wirken Kloben 4 22, = x „ opeier. A. B. 4 278 771 
dto. Eichen⸗Kloben 14 12 2 . * „ee e 
v Elſen⸗ ae Berlin- Stettiner 4 85 84 
eee ® Cor. Minden 2° 0...0. 34 | 74 733 
Außerdem wird zu jeder Klafter Holz ein hal⸗ ee 4|— 887 
5 ber Scheffel Holzkohlen gratis verabreicht. Magdebürg-Halberstädter. .  \ \, 4 1044 1 
95 Niedlersehles.-Märkis che.. 313 — a 
— —— Pad 5 5 8¹ | 
f g a ee 93 
Markt 62. werden ſämmtliche Weißzeuge, Stides ER RR „III. Serie 5 — 88 
reien, Handſchuhe, Crav.⸗Tucher und Schleier, ſo Ober- Schlesische Litt. 4. 3 aa 874 
wie ſeidene Bänder und Spitzen zu übrraſchend Rheinische 3. 2 
billigen Preiſen verkauft. e ee 
mn 3 ; » Prioritxt s 41 — 
Dei Unterzeichnetem find Wohnungen 849 30 bis » IE ia garantirt 3 ae 
150 Thlr., jetzt, auch zum 1. Januar. zu bes Thüringer Reer 4149 48 
ziehen, zu vermieuhen, Na Barleben, Stargard-Posener . „ „ dd ( — I 
leine Gerberſtraße 106, (Mit einer Beilage.) 
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ſcheint um fo. weniger gerechtfertigt, je maßloſer und unbegründeter die Vorwürfe 
find, mit welchen die Mitglieder des Staats⸗Miniſteriums belaſtet werden. Beſeelt 
von dem reinſten Streben, die, in der heutigen Proklamation Sr. Maj, des Königs 
wiederholt ausgeſprochenen, Verheißungen auf das Gewiſſenhafteſte zur Erfüllung 
zu bringen und die Wohlfahrt des Volkes auf. dem Grunde einer wahren Freiheit 
herbeizuführen, muß das Staats⸗Miniſterium jeden verlaumderiſchen Angriff auf 
ſein Pflichtgefühl und ſeine Abſichten eutſchieden zurückweiſen. 

Das Staats-Miniſterium ſieht ſich durch das Verfahren der erwähnten Abg. 
veranlaßt, hiermit zur öffentlichen Keuntniß zu bringen, daß Verhandlungen und 
Beſchlüſſe, welche von Seiten jenes Theils der Verſammlung, ſeit ihrer Vertagung 
ausgegangen ſind, oder etwa noch ausgehen möchten, aller und jeder Gültig⸗ 
keitentbehren, daher auch von der Regierung Sr. Majeſtät des Königs in 
keiner Weife anerkannt werden können. — Das Publikum wird deshalb in ſeinem 
eigenen Jutereſſe wohlmeinend gewarnt, ſich durch das ungeſetzliche Verfahren der 
hier noch verſammelten Abgeordneten nicht zu Haudlungen verleiten zu laſſen, wo⸗ 
durch die öffentliche Ordnung irgendwie geſtört wird, und welche in keinem Falle 
ungeahndet bleiben würden. 

Berlin, den 11. November 1848. 
) Da s St a ats. Min i ſt er i u m. 
Graf v. Brandenburg. v. Laben berg. ». Strotha. v. Manteuffel, 

Der Preuß. Staats⸗Auzeiger enthält ſolgende Berichtigung: Die Beilage zur 
Berliner Zeitungs- Halle 1848 No. 263. enthält folgenden Artikel: f 

Nachtrag zur Zeitung. 
Berlin, den 11. November. 
Wir erfahren ſo eben, daß das Königliche Ober⸗Tribunal, nachdem Herr 
Bornemann demſelben die Frage vorgelegt: Ob der Krone das Recht zu: 


ſtehe, die hier Namens des ganzen Landes verſammelte National-Verſamm⸗ 
dug zu vertagen, zu verlegen oder zu ſchließen, einſtimmig mit „Nein!“ ges 
antwortet habe. 


Als Chef⸗Präſident des genannten Königlichen Gerichtshofes ſehe ich mich hierdurch 
veranlaßt, zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen, pflichtmäßig zu erklären: 

* „daß au dieſer ganzen Zeitungs⸗Nachricht kein wahres Wort iſt.“ Herr Vor⸗ 
nemaun hat dem Geheimen Ober⸗Tribunal jene Frage nicht vorgelegt, das Geh. 
Ober⸗Tribunal hat daher keine Antwort ertheilt; es würde auch eine Berathung 
über jene Frage völlig außer den Amtsbefugniſſen deſſelben liegen. 

Berlin, den 12. November 1848. a 
Der Chef⸗Präfident des Königl. Geheimen Ober⸗Tribunals. 


J 


Mühler. 


Poſen, den 13. November. Außer dem bereis erwähnten 4 roteſte hat 
tn Balu dnnn Verein auch eine Adreſſe an 15 Ne eat d 
n ergehen laſſen. 8 r 
— geh ſſen. Wir geben nachſtehend den Wortlaut de 
150 An eine hohe National⸗Verſammlung in Berlin. 0 
flüge auf der des Volks! Das Vaterland, die Freiheit find in Gefahr. Ge⸗ 
tm 1 Recht der Gewalt hat ein Miniſterium aus dem Herzen der Rrac⸗ 
den des Geſcgee Sure Rechte, die Rechte des Volks anzulaſten, hat es den Bor 
Euch nicht verl berlaſſend, den Weg der Revolution betreten. Ihr aber habt 
Untergang Per laſſen, zu folgen auf dieſen Weg, den man Euch zu Eurem 
wahre e = turze den Freiheit führen möchte. Nein, als würdige und 
8 Maß großen Volkes, habt Ihr mit energiſcher Kraft, aber auch 
Ontgegengeellt 5 01 20 dem geſetzloſeu Angriff den geſetzlichen Widerſtand 
met zu beſiegen ee Ihr das moraliſche Recht Euch gewahrt, das keine Ars 
Euch nicht irren in — guten Muths, Ihr Männer des Volks, laßt 
Dos Vaterland b echte, nicht wankend machen in Eurem Wi— 
derſtande. Das Vaterland bat deine poliuſchen Parteien mehr. Eins iſt Alles 
a ae ziehe zur Freiheſt, in der Verchrung vor Euch! Sechzehn Millionen 
fich n zu Cuch. Keine Macht der Erde kann Euch überwälligen 
Flammen » Schrift wird in den Annalen de | 


a ert e 
e Ruhm und die Tage des 9. und 10, November Apachen neh 
gen dem Rice aber, die abtrünnig das Mandat des Volks verriethen fie mö⸗ 

erſpruche der Geſchichte, der Strafe ihres Gewiſſens anheimſallen. 


Poſen, den 11. November 1848. 


er demokratiſch⸗conſtitutionelle Verein, 
Proteſt. ä 


In Erw n 1 3 d inzi 
20 N 8, daß die Revolution das Prinzip der demokra⸗ 
ee bb a daß die Krone daſſelbe anerkannt hat, in 


Zuſtimmung, am alerwenigſten abet Verpflichtung der Krone folgt, nicht ohne 


im gegen den entſchiedenen Willen der Volks⸗ 
vertretung zu werd erklart . unterzeichnete Verein die Maßregeln der Krone, 
wodurch die Nationa „Verſammlung wider ihren Willen vertagt, nach Bran⸗ 


denburg verlegt uud genöthigt wird, der Ge alt d jonette zu wei 
endlich die Maßregel, wodurch dem Lande ein une is Mie 
rum aufgedrungen wird, für unberechtigt und unkonſiitütionell. Er legt 


Der demokratiſch⸗konſtitutionelle Verein. | 

O Berlin, den 12. November. Unſere Zuſtände werden gordiſch. Das 
Schwerdt wird entſcheiden. Zwei Plakate ſchildern die hieſigen Verhältnſſſe voll⸗ 
kommen. Eins von der Nationalverſammlung, in dem Jeder für einen Verräther 
erklart wird, der zur Ablieferung der Waffen Seitens der Bürgerwehr beiträgt. 
Das zweite vom Polizeipräſidium, worin, wenn bis heute Nachmkttag 5 Uhr die 
Ablieferung nicht erfolgt, die „ernſteſten“ Folgen für die Stadt in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt werden. Bis ſetzt (Mittags 12 Uhr) iſt die Stadt äußerlich vollkommen ruhig. 

— Die meiſten Mitglieder des jetzigen Miniſteriums haben vorläufig das 
Gebäude des Kriegs-⸗Miniſteriums bezogen, wo ſich zu ihrem Schutz ein ſtarker 
Militair-Poſten befindet. Die neuen Miniſter ſollen ſelbſt geäußert haben, 
daß ſie ihre Portefeuilles nur auf kurze Zeit übernommen haben, um die für 
nothwendig erachteten Maßregeln durchzuführen. . 

— Sämmtliche Fahnen der vorgeſtern hier eingerückten Regimenter find, 
wie vor dem 18. März nach dem k. Schloſſe gebracht worden. Der Oberbe⸗ 
fehlshaber der Truppen, General v. Wrangel, bewohnt den unteren Flügel 
des k. Schloſſes, der nach dem Luſtgarten zu liegt. 

+ Stettin, den 8. Nov. 1848. Unſern Brüdern in Poſen überſende 
ich vorläufig beigehendes Actenſtück, zum Beweiſe, daß es Stettiner gibt, welche 
an die Deutſchen in Poſen nicht allein gedacht, ſondern im Vereine mit andern 
Gleichgeſinnten auch für fie. gehandelt haben. ; 

Jungklaaß, Mitglied des konſt. Vereins in Stettin. 

An die verbundenen monarchiſch-conſtitionellen Vereine. 
Wir freuen uns, Ihnen in Nachſtehendem die Antwort des Miniſteriums des 
Innern auf unſre gemeinſchaftliche Adreſſe, welche unter dem 5. v. M. an das 
Staatsiminifterium in der Poſener Angelegenheit erging (abgedruckt im Cen⸗ 
tralblatt Nr. 16 vom 13. Okt.) mittheilen zu können, indem wir erwarten dür⸗ 
fen, daß mit der endlichen Feſtſtellung der dortigen Verhältniſſe ferner nicht 
gezögert, und das Wohl aller, die an Deutſchland treu halten, ernſtlich beach⸗ 
tet werden wird. Berlin, den J. Nov. 1848. Das Central⸗Comité. 
Antwort des Miniſteriums des Innern auf die gemeinſchaft⸗ 

liche Adreſſe vom 5. Okt. N 1 

Die von Ew. zc. und anderen Abgeordneten politiſcher Vereine unter dem 
5. d. bei dem Staatsminiſterium eingereichte Vorſtellung iſt hieher abgegeben 
worden. ate ne . 

Ich unterlaſſe nicht, Sie zu benachrichtigen, wie die Angelegenheit wegen 
deſinitiver Feſiſtellung der Poſener Demarkationslinie zwar noch in der Vear⸗ 
beitung begriffen iſt, jedoch nach Möglichkeit beſchleunigt werden wird. Auch 
gebe ich Ihnen gern die Verſicherung, daß bei der beabfihtig- 
ten Reorganifation auf die vollſte Berückſichtigung der deut⸗ 
ſchen Nationalität Bedacht genommen werden wird. 

Ew. ꝛc. wollen die Mitunterzeichner der Eingabe hiervon in Kenntniß 
ſetzen. Berlin, den 29. Okt. 1818. Der WMiniſter des Innern. 
— Im Auftrage. (gez.) v. Manteuffel. 

Danzig, den 8. November. Geſtern Abend hat die Bürgerwehr erklärt, daß 
fie ſich zu ſchwach fühle, die tumultuirenden Holzarbeiter zu überwältigen, und 
das Commando bei der nächſten Gelegenheit befugt ſei, das Militair zu requiriren. 
In Folge deſſen wurde heute, als die Holzarbeiter von Neuem in Maſſen auf 
die Arbeitsplätze zogen und die Beſſergeſiunten zur Ginftellung der Arbeit zwangen, 
das Militair alarmirt. Einige Straßen wurden geſaͤubert und die Speicherinſel 
mit Piquets beſetzt, um die in den Speichern beſchaͤftigten Arbeiter vor Angriffen 
zu ſichern. Ju Folge dieſer Verhaͤltniſſe haben hier weniger Geſchafte, beſonders 
im Getreidehaudel „gemacht werden können, indem es an Arbeitern fehlt, um Ge⸗ 
treide auf die Speicher zu ſchaffen. 

Magdeburg, den 10. November. Erfurt iſt nicht von Sächſiſchen Trup⸗ 
pen beſetzt, ſondern hat noch ſeine alte preußiſche Garniſon. Es hat dort nur ein 
Saͤchſiſches Regiment auf dem Marſch nach Gotha übernachtet. Hildburghausen 
und das gauze Herzogthum Meiningen ſind jetzt ein wahrer Waffenplatz. 

Oldenburg, den 6. Nov. Die Entſcheidung unſeres conſtituirenden 
Vefaſſungs Landtages für indirekte Wahlen und für das abfolute Velo wird 
allmählich im ganzen Lande Anlaß zur Aufregung. Zahlreiche Adreſſen laufen 
aus allen Landestheilen an den Landtag ein, welche dieſe Entſcheidungen, durch 
die derſelbe (wie eine geſtern in der Sitzung verleſene Adreſſe der Fabrikanten 
und Arbeiter aus Hasbergen beſagte) dem Volke ein Unmündigkeits⸗Zeugniß 
und ſich ſelbſt ein Unfähigkeits⸗Zeugniß ausgeſtellt habe, verwerfen und ſogar 
o weit gehen, den Landtag zur Selbſtauflöſung aufzufordern, damit durch 
neue Wahlen die Bedürfniſſe und Forderungen der Zeit beſſer vertreten werden. 
Es iſt möglich, daß bei der in vierzehn Tagen bis 3 Wochen bevorſtehenden 
zweiten Berathung des Staats-Grundgeſetzes jene beiden Veſtimmungen wie⸗ 
der umgeſtoßen werden. Nach Mittheilungen des einen der beiden von Frank⸗ 
ſurt nach Wien geſendeten Reichs⸗Kommiſſare, Oberſten Mosle (Oldenburg), 
welche hierher gelangt ſein ſollen, iſt es faſt gewiß, daß die Reichs-Kommiſſare 
in Olmütz von der Camarilla getäuſcht worden ſind, denn jene Mittheilungen 
ſollen die ziemlich beſtimmte Zuverſicht einer friedlichen Ausgleichung ent⸗ 
halten haben. 

Altenburg, den 9. Nov. Der Commandant der hannoverſchen Trup⸗ 
pen, Generalmajor v. Wyneken hat folgende Vekanntmachung erlaſſen: Da es 
ſich ereignet hat, daß einzelne Mannſchaften der Reichstruppen meuchleriſch an- 
gegriffen worden find, fo find die unter meinem Befehle fiehenden Truppen an⸗ 
gewieſen, ihre Waffen flets in der nöthigen Bereitſchaft zu halten, um davon 
nöthigenfalls zu jeder Zeit zu ihrer Vertheidigung den erforderlichen Gebrauch 
zu machen. Es wird dies hierdurch bekannt gemacht, damit Jeder, der ſich etwa 
an einem Militair körperlich vergreifen möchte, die daraus entſtehenden nachthei⸗ 
ligen Folgen ſich lediglich ſelbſt beizumeſſen habe. 

Frankfurt a. M., den 9. Nov. (O.⸗P.-A., Z.) 111te Sitzung der 
verfaſſunggebenden Reichs Verſammlung. Eröffnung der Sitzung 
um 93 Uhr Vormittags. Vorſizender: H. v. OGagern. Rösler aus Oels 
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Anterpeftst bos Hel btugeen, ob e von ber Flucht mehrerer werfprengter 
Ungariſcher Soldaten über die Schleſiſche Grenze offizielle Keuntniß habe, und ob 
es bel her Preußiſchen Regierung, Schritte zu thun gedeufe, damit dieſe Unglüchl⸗ 
chen nach dem Wortlaut des beſtehenden Kartellverstags keinem grauſamen Tode 
überliefert, ſondern nach Ungarn entlaſſen würden. Reichsjuſtizminiſter R. Mohl 
erklart, daß er dieſe Interpellation Nächten Montag beantworten werde, mit dem 
vorläufigen Vemerken, daß dem Reichsminiſtetium noch keine offizielle Kunde über 
den erwähnten Vorgang geworden ſei. Aehulichen Juhalts iſt eine Zuſchrift des 
Magiſtrats zu Friedland. Die Verſammlung ſchreitet zur Berathung über Arti⸗ 
kel III. des Verfaſſungs⸗Eutwurfs, welcher in feinen 88. 12. bis 20. die Beftim- 
mungen über das Kriegsweſen enthalt. Die allgemeine Diskuſſion über dieſen 
Artikel, deſſen erſter Paragraph alfo lautet? „Der Melchsgewalt ſteht die geſammte 
„bewaffnete Macht zur Verfügung“, wird eröffnel. Dham aus Schmalenberg 
ſpricht gegen das Minoritäts⸗Erachten des Abgeordneten Schel let und Genoſſen, 
welches eine Centraliſirung der Militairmacht nur auf die kleineren Ginzelſtaaten 
ausgedehnt haben will. Die Dentſche Einheit ſei nur dadurch möglich, daß der 
Centralgewalt eine wirkliche materielle Macht gegeben werde. Dieſes Prinzip 
müſſe klar ausgeſprochen werden und fei in der von dem Redner beauttagten Faſ⸗ 
Jung: der Reichsgewalt ſteht die geſammte bewaffnete Macht Deulſchlauds „un; 
mittelbar und jederzeit zur Verfügung“, ausgeſprochen. Tellka m pf aus Bres⸗ 
lau ſprickt über das Verhältniß der Centralgewalt zu den Einzelregierungen, in 
Bezug auf die militaitiſche Macht, und erklärt ſich für die Anträge des Vetfaſ⸗ 
ſungs⸗Ausſchuſſes. v. Radowitz: Ju Art. III. des Vetfaſfungs. Entwurfs be⸗ 
zuht die größte Schwierigkeit des Verfaſſungs⸗Weiteh. Die Frage iſt; Wie ver⸗ 
hält ſich die Centralgewalt zu den Einzel⸗Negierungen ?, Ich darf vorausſetzen, 
daß unſere Anfgabe darin beſteht, daß die faktiſche Exiſtenz der Einzel⸗Regierun⸗ 
gen nicht mehr beſchränkt werde, als ſolches der Geſammtzweckſerweislich erhtiſcht. 
Wer mit dem bisherigen Zuſtande des Vundes⸗Kriegsweſens bekannt war, wird 
geſtehen mfſſen, daß dies die beſte Seite des Bundes war. Die Regierungen un⸗ 
terwarfen ſich auf dieſem Gebiete einer Kontrole des Bundes, welche ſie in jeder 
anderen Beziehung von ſich-wieſen. Das Deutſche Bundes⸗Kriegsweſen war ein 
gutes. Dennoch muß zugegeben werden, daß noch Vieles und Großes zu thun 
übrig bleibt; beſonders müſſen die Fragen über Otgaulſation und Disziplin gelöst 
werden. Die Vorzüge der einzelnen Truppenkörper aber und ihre Erinnerungen 
au ihre früheren, Siege dürfen wir nicht tödten, wir dürfen ſie nicht in Trümmern 
ſchlagen, um einen unerprobten Neubau zu verſuchen. Die Erinnerungen eines 
Heeres ſind ein großer Schatz, det in die Wagſchale des künftigen Geſchickts ge⸗ 
worfen witd. Det Soldat des Chizelitantes fol 
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auch ſich bewußt fein, daß er ein, großer Theil bac d ant e 
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ten nicht abftrafte Begriffe, ſondern lebende Menſchen. Deuiſchland wird in 

nem Aufbau nicht gewinnen, wenn ſtatt des teres des großen Kurfürſten nut 
300,000 Soldaten in ſeine Gemeinſchaft treten. Wer das Wohl des Vaterlan⸗ 
des will, der wird zugeben, daß in dieſer Beziehung in Berlin ſeht Deutſch und 
in Fraukfurt ſehr Preußiſch geſprochen werden muß. Der Redner zollt den betref⸗ 
fenden Beſtimmungen im Verfaſſungs⸗Eutwurf ſeine Auertennung, theilt jedoch 
die Auſicht nicht, daß die Ernennung der Generale unbedingt von der Ceutralge⸗ 
walt abhängen ſoll. Gegen das Minoritätsetachten des Abgeordneten Wigard 
und Genoſſen bemerkt der Redner, daß das ſtehende Heer jedesmal die Vorſchule 
einer guten Volksbewaffuung ſei; die Volksbewaffnung allein reiche nicht aus. 
Vermeſſenheit wäre es, das Vaterland einem Experimente Preis zu geben, deſſen 
Ende ſo leicht vorauszuſehen ſei. Die hoͤchſte Frage ſei das Wohl des Vaterlan⸗ 
des, und hierbei gebe es nur einen Standpunkt, denjenigen, der über den Par⸗ 
teien ſiehe. (Lebhafter Beifall.) Fuchs aus Breslau verzichtet auf das Wort, 
indem er, ſeinem Vorredner gegenüber, jede weitete Ausführung für Zeitverſchwen⸗ 
dung halt. (Bra!) Scheller vertheidigt das oben betührte Minoritäts-Er⸗ 
achten. Zacharic aus Göttingen für die Ausſchuß⸗Auttage, welche dem voll⸗ 
kommen entſprechend feien, was ausgeführt werden köune und müſſe, um das 
Wert zu vollenden, wozu die Verſammlung berufen ſei. Schon im Entwurf der 
Siebzehner ſei die geſammte Militairmacht der Reichsgew alt untergeordnet worden. 
Auch er habe dieſen Traum mitgeträumt. Nun aber ſtänden die Anſichten des 
Wehransſchuſſes auf dem Prinzipe des Staatenbundes und nicht denjenigen des 
Bundesstaates. Die Ceutralgewalt müſſe über die geſaumte Deutſche Heeres 
macht verfügen köunen, und dieſer Grundsatz dürfe nicht berklauſulirt werden. 
(Beifall) Nizze aus Stralſund wünſcht den Schluß der allgemeinen Diskuſſion 
und beantragt, daß die ſpezielle Berathung über die 85. 12. 13. 14. und 17. 
zuſammen ſich ausdehne. Falk aus Schleſten bekämpft das Minoritätsgutachten 
des Abgeordneten Wigard und Genoſſen und wirft einen kurzen Blick auf, die 
politiſche Seite des Grundſatzes der unbedingten Centraliſation. Teichert 
aus Berlin wertheidigt die Vorſchläge des Wehr⸗Ausſchuſſes und Waitz aus Göͤt⸗ 
tingen die Anträge des Verfaſſungs-Ausſchuſſes. Na uwerck entwickelt einen 
eigenen Autrag im Sinne der unbedingieſten Centraliſirung, wobei et folgende 
Anfichten kundgiebt: „Mancher Staat iſt frei geworden, ohne den monarchiſchen 
Unſtun der ſteheuden Heere. Die ſtehenden Heere im Frieden ſind das Hofgeſindel 
um die Throne. Der Purpur der Fürſten iſt unerſättlich; er muß immer in neues 
Blut getaucht werden.“ (Gelächter.) Der Redner erwiedert! „Die Verſammlung 
wird doch etwas von der Wahrheit Hören können. Das Regieren wäre manchem Bits 
ſteu langweilig, wenn er nicht Soldaten ſpielen könnte. (Neues Gelächter.) Das 
Reichsminiſterlum hat den Leuten mehr Ruhe gegeben, als dieſe verlangen.“ (Reue 
Ausbrſiche der Deitenfeit.) Der Redner: „Es iſt noch nicht aller Tage Abend!“ 
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der Schluß der allgemeinen Debatte angenommen wird. Mittermaier als Bes 
richterſtatter des Verfaſſungs⸗ Ausſchuſſes und Stavenhagen als ſolcher des 
Wehr⸗Ausſchuſſes erhalten das Wort. Beide verſchieben die Bekämpfung der ein⸗ 
zelnen Anträge bis zur ſpeziellen Diskuſſton. Der Antrag des Abgeordneten Nigze 
wird zur Abſtimmung gebracht und verworfen. Die Verſammlung verzichtet auf 
die Diskuſſion über §. 12., welcher in det folgenden Sitzung zur Abſtimmung ges 
langen wird. Beil dieſer Gelegenheit faßt die Vetſammlung den Beſchluß, daß nach 
Verzichtleiſtung auf die Diskuſſion einzelner Paragraphen der Berſchterſtatter das 
Wort ferner nicht mehr erhalte“ Der Präfldent ſtellt die Uuterſtützüngsfrage auf 
die zu §. 12. eingebrachten Verbeſſetungs⸗Anträge. Lette und Saucken ziehen ihrt 
Miträge zurück. Der Vorſitzende macht das Ergebniß det heute ſtattgehabten Er⸗ 
gaͤuzungswahlen bekannt. Ju den Ausſchuß füt die Centralgtwalt wurden gewählt 
die Abgeordneten Laube und Scho det, in den Ausſchuß füt Geſchaftsorduung 
Löw ans Pofen und Miller aus Damm in den voltswirthſchaftlichen Aus⸗ 
ſchuß. Schluß der Sitzung gegen 2 Uhr Nachmittags. Nächſte Sitzung Von, 
nerſtag den 9. November. Tagesordnung: Berathung über Art. III. des VBer⸗ 
faſſungse Entwurfs, §. 12 u. f. f in dh 
112te Sitzung der verfaſſungsgebenden Reichsverſammlung. 
(Tagesordnung: Berathung übet §. 13. des Verfafjungs Entwurfs nach vor⸗ 


gängiger Abſtimmung über §. 12.) Vorſitzender Herr von Gagern. Nach der 


Austritts⸗Auzeige des Abgeordneten Tſchucke aus Sachſen verlieſt der Vorſitzende 
folgendes Schreiben: „Herr Praäſident! Ich beeile mich, Ihnen zur Mittheilung 
an die Nationalderſammlung die Anzeige zu machen, daß heute Morgen um 6 
Uhr die Deutſchen Abgeordneten R. Blum und J. Fröbel in ihrer Wohnung durch 
Militair verhaftet wurden. Wien, den 4. November. M. Hartmann, Abgeordne⸗ 
ter aus Leitmeritz“ Weſendounck richtet an das Rrichsminiſtetium die Jtäge, 
welche Schritte es gethan zum Schutze der zur Zeit nototiſch in Wien befindlichen 
Deutſchen Abgeordueten und welche Maßregeln es ergriffen, um denſelben den 
Schutz des Geſetzes vom 10. Oktober angedeihen zu laſſen. Die Vetſammlung 
entſcheidet ſich dafür, daß dieſe Interpellation dem Neichaniniſterium ſogleich zuge⸗ 
ſiellt werde. Neue Eingänge für den Flottenbau werden von dem Vorſitzenden be⸗ 
kannt gemacht. Mittermaiet als Vorſitzender des Geſetgebungs⸗Ausſchuſſes bes 
richtet, daß dieſe Kommiſſton ihre Berathungen über eine allgemeine Deutſche Wech⸗ 
ſelorduung beendigt habe. Der einſtimmige Antrag des Ausſchuſſes geht dahin, 
die Nationalverſammlung wolle den Entwurf der Deutſchen Wechſtlordnung nach 
dem Beſchluſſe der Verſammlung in Leipzig unverändert annehmen und als Reichs⸗ 
geſetz verkünden. (Bravo!) Der Bericht wird gedruckt und auf eine der nächften 
ver e ee eee ene e eee eee in 
der Lage, die Interpellation des Abgeordneten Weſendonck ſogleich beantworten zu 
können. Etwas Näheres, als was die Abendzeitung berichtet, habe ich Über die 
Verhaftung der Abgeordneten Blum und Fröbel nicht erfahren. Ich habe ſogleich 
an das Oeſterreichiſche Juſtiz-Miniſterium geſchrieben, um daſſelbe auf das Reichs⸗ 
geſetz vom 10. Oktober über den Schutz der Abgeordneten aufmerkſam zu machen, 
wonach die Zuſtimmung der Reichsverſammlung zur Verhaftung und peinlichen 
Verfolgung gegen ihre Mitglieder eingeholt werden müſſe. Ich habe das Oeſter⸗ 
reichiſche Juſtiz⸗we ni terium um ſchleunige Rückäußerung erſucht und an den Oe⸗ 
ſterreichiſchen General mich darum uicht gewendet, weil das Reichsutiuiſterium mit 
demſelben in keiner Verbindung ſteht. (Veifall.) Wiesner beantragt: Die Na⸗ 
tionalverſammlung wolle beſchließen: der über das unglückliche Wien verhängte 
Belagerungszuſtand iſt aufzuheben; die konſtitultende Oeſterreichiſche Verſammlung 
it von dem Einfluſſe des Säbelregiments zu befreien und jede von der Militair⸗ 
Desporie gegen die Freiheilstämpfer in Mien eiugeleltete Unterſüchung niederzu⸗ 
ſchlagen. Der Antrag wird nicht für dringlich erkannt und dem Ausſchuſſe der Oe⸗ 
ſterreichiſchen Frage zur Begutachtung übergeben. Tagesordnung. (Schluß folgt.) 

Wien, 10. Nov. Mittelſt ſtandrechtlichrn Urthelts vom 8. d. M. iſt Ro⸗ 
bert Blum, Buchhändler aus Leipzig, überwieſen durch fein eigenes Geſtänd⸗ 
nitz wegen aufrührtriſchen Reden und bewaffnttem Widerſtande gegen die kat⸗ 
ſerlichen Truppen, in Folge der von Sr. Durchlaucht dem k. k. Herrn F. W. 
Fürſten zu Windiſchgrätz unterm 20. und 23. Okt. ertaſſenen Protlämationen 
zum Tode verurtheilt und das Urtheil am 9. Nov. 1848 Morgens um halb 8 
Uhr in der Brigiitenau mit Pulver und Blei vollzogen worden, (Wien. 30) 

Wien, den 10. Nov. Die Hiurichtung Robert Blums bildete wahrend des 
ganzen geſirigen Tages das Stadtgeſpräch und beſchäftigt noch fortwährend die 
Gemüͤther. Die Ausdruckswelſe darüber iſt veſchieden; eine billigende hat ch 1% 
doch ſelbſt bei determinirt Schwarzgelben als vorwaltend nicht ergeben. Bis heutige 
Wiener Zeitung giebt die offizielle Kunde dieſes Ereiguiſſes. a we tfenhanfer 
ſoll heute ſrüh erſchoſſen worden ſein. Man ſprach ac Len der Hinrichtung 
Fennebergs. Dagegen ſollen Fröbel und guper von dem Kriegsgetichte 
frei geſprochen worden fein, Weiterhin ollen heute noch 12 — 15 Hin⸗ 
e e eee > Ba d. 


rank rel ch. 

Paris, den 11. Rev. Natlonalverſammlung. Sitzung vom 10. 
Novbr. Vitepräſident Birio eröffnet um 1 Uhr bie Sitzung. An der Tagesordnung 
find die neuen 9 Millionen Fr., welche für die Parlſer Hausarmen beſtömmt find, 
und von denen die Staatskaſſe ein Drittel zu tragen erſucht wird. Soutey 
wendet nichts gegen die Almoſen. ein, doch möchte er micht immer blos die Armen 
des Seine⸗Departements berückſichtigt ſehen. Das Glend herrſche leider nicht blos 
an der Seine, ſondern allgemein. Er appellirt daher auch an die Müde des 
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Staates für die anderen Departements. Sen ard erzählt, daß über 1,100, 00% 


Franken ja auch für die Departements votirt worden ſeien, die mit der größten 
Unparteilichkeit unter die Armen vertheilt würden. Es wird zur Abſtimmung ges 
ſchritten über ben Seel deſſen erſter Artitel lautet: „Die Stadt Paris 
ih ermächtigt, ein Aulehen von 10 Migionen Franken zu 5 Prozent Zinsen zur 
Anterſhü ung ihrer Armen zu kontrahiren u. f. w.“ Der ganze Geſetzentwurf wird 

mit geringer Aeuderung angenommen. Man berechnet übrigens, daß von dieſer 
Summe auf den Kopf nur 12 Centimen fuͤr den Tag kommen werden. Darauf 
1 chmigt die Berſammlung noch in aller ik einen Autrag, der füt die Kandartiee 
eine Million etbittet, C eßras, der Autragſteller, wünſcht, daß die Vertheilung 
nicht durch die Wohlthätigkeits⸗Vürcans, ſondern durch ſogenaunte Departemental⸗ 
Bettel· Ausſchuſfe geſchrhe. Letzterer wird verworfen, die Million dagegen geneh⸗ 
mig. Birte, Präſident: „Ich empfange abermals 32 Urlaubsgeſuche.“ (Ohe! 
Ohe!) Es erhebt ſich einiger Laͤrm, die Urlaube werden aber doch bewilligt. Dein. 
nächſt lehit die Verſammlung zum rektiſtzirten Budget für 1848 (Kapitel des 
Miniſteriums des Auswärtigen) zurück. Ein Antrag auf 50,000 Franken Abzug 
von den allgemeinen Koſten (unüberſetzbar) giebt zu längerem Streit Vetanlaf- 
ſung, wird aber endlich follen gelaſſen. Die Distuſſton wird auf motgen verlegt. 
Mat ra ſt übergiebt feinen Bericht rüchſicbtlich des Begiuns der Diskuſſton der or- 


ganiſchen Geſetze, der bald ſtattfinden fol, (Stimmen: Nach dem Budget!) 


l Sch wei z. 

Baſel, den 5. Nov. Das Auguſtinerkloſter in Freiburg iſt in ein poli⸗ 
tiſches Gefängniß verwandelt und mit Theilnchmern an dem letzten Aufſtande 
angefüllt. Der Dr. Gihr in Dornach (Canton Solothurn) hat einen Brief 
von Struve erhalten, in welchem dieſer meldet, daß er ſich wohl befinde und 
über nichts zu klagen habt. — Aus Lugano meldet man, daß am Monte Bis⸗ 
bico etwa 50 italfeniſche Inſurgenten eine ſeſte, fac uneinnehmbare Stellung 
eingenommen hatten, indeß nach ziemlich kurzem Kampf von den Oeſterreſchern 
geſchlagen wurden. Siegwart Müller hält ſich in Rappoltsweiler in Frank⸗ 
reich anf. 11 1 % gitu I zn 11 
ing ee 
eh Den 25 Okt. Bei den Untuhen in dem Ghetto in der Nacht zum 
N en erſchlagen worden. Die Veranlaſſung gab ein Streit 
zwiſchen Bewopnern des Tra ſevete und mehreren Juden. Die erſteren zogen, 
um ſſch zu ta en, e e und griffen die Juden an, welche 
ſich mit Steinen, eifernen Nägeln, heiße n Waſſer und edendem Del in deu Häu⸗ 
— n bis die Bürgerwehr u 75 ALOE e greife. — 
Der Abt Slavi hat unter Vermittelung des franzäſiſchen Geſchäftsträgers einen 
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Vertrag mit dem himmlischen R. 


Verſammlung zur Vereinbarung der preußiichen Staats⸗ 


Verfaſſung. 
dis * 8 9 11. November. 

15 un räumige Saal des enhauſes iſt ie Si 
eingerichtet Wer Mee fur der See Dart af für die Sigungen 
Präſtdenten v. Untuh am Eingange mit einer kurzen Willkommen Anrede, in 
welcher er alle Lokalitäten zu feiner unbedingten Dispofition ſiellt. Der Präſi⸗ 


dent erklärt um 4; Uhr die Sitzung für eröffnet. Der Schriftführer Plön, 
nies verlieſt das Protokoll der geſtrigen Sitzung von 5 Uhr Morgens an; es 
enthält eine ausführliche Darſtellung der denkwürdigen Verhandlungen. Es iſt 
die Reiſe des Präſidenten v. Unruh und des Vicepräſtdenten Bornemann nach 
Polsdam am Freitage, und das denſelben von dem Könige verſagte Gehör er⸗ 
wähnt. Schriftführer Schneider lieſt das Protokoll der Morgenſitzung. Es 
wird hitrauf der Namensaufruf verauſtaltet; derſelbe ergiebt, daß 247 Mit 
glieder anweſend find. (Brave) Vieepräſtdent Wornemann läßt erklären, 
daß er nur durch ein Halszübel gehindert fer, zu erſcheinen. 

Der Präſident verlieft ein Anſchreiben der Berliner Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung, in welchem dieſelbe ihre ſämmtlichen Lokalitäten der Nationale Ber- 
ſammlung zur Verfügung ſtellt, Auf Anffordernng des Präſidenten erhebt ſich 
die ganze Verſammlung mit lauter anhaltender Acclamation, um der Stadt⸗ 
vetordnelen⸗Verſammlung ihren Dank zu votiren. Mit gleicher Acclamation 
wird der Schützengilde Dank votirt für das heutige Ueberlaſſen ihres Lokals, ſo 
— der Bürgerwehr für den der Verſammlung bisher gewährten Schutz. Die 
a0 f 80 Frieſe, Eſchmann und Sperling ſenden ein Schreiben, wo⸗ 
nach ger Stanalſawer Schließung des Sitzungslokals durch Militair ſich 
ferner an — ſchen, ihr Mandat der Vereinbarung zu erfüllen, und das 
2 — u ug eilnapıne an den Sitzungen aufgeben. Der Abgeordnete 

Friet —— * fein Mandat nieder. f 
1 w — Lan de ana dee en Bericht der Peultions⸗Kemmiſſton über die bis⸗ 
nen Adreſſen. Der plött « legten Ercigniſſe an die Verſammlung eingegange⸗ 
ſammlung , die- zliche gewalkfame Eingriff in die Rechte der National- 
Ver nik —— — Bribichte: conftitutioneller Staaten beiſpiclloſen Acte 
des Miniſteri 15 fen, 19 Haben überall Entrüſtung hervorgerufen, und 
ge era Thalfache kan verſchiedenen Landestheilen eingehen, 
in ens ausſprechen. on 58 a den fich wen 
lung die N vrüdt, daß fie in Bi ten wird der National⸗Verſamm⸗ 
Zuvperſicht ausge „Daß eſer furchtbaren Kataſtro he wiſſen 

werde, > it und das Recht des preußiſchen Volkes zu wahren ’ 

r te nete Blüm lieſt das Protokoll einer Kommiſſton der Natio⸗ 
nal Ve Ag), welche mehrere Perſonen über die in der geſtrigen Nacht 
gewaltſam fen Militatriſche Belegung des bisherigen Sigungslotals gehört 
Dat. Der Aſeſſor ache, Zugführer der Bürgerwehr, fagt aue, daß auf fein 
Meldung der Ad der Nn Brei pler 6 Mann unter einem Zugführer 1000 
Schu 1 im Schl, Verſammlung kommandirt habe, welche ſofort 
aun ln, bestätigt Ipielbauſe bezogen. Der Thürftther des Siz⸗ 
zungslokals, ae te In der Nacht um 4 Uhr hörte man 


plötzlich Lärm. Es drang eine Ab lung Soldaten mit einem Offizier in das 


Haus. Die Bürgerwehr nahm ſofort dir Waffen auf 5 
eg auf, Der Oewalt ace ee e e ee 2 Juan 
Fieepgegiments von 00. Mani. Früh wurden an jedem Fenſter 2 Sn 


aufgeſtelt. Die Thürſteher wurden tro ihrer Bitten feſtgehalten und entſchlüpf⸗ 
ten erſt des Morgens um 11 Uhr, Um 9 Uhr bewegte ſich der Zug der Abge⸗ 
ordneten nach der Eingaugsthür, und eine große Volksmenge begrüßte ſie mit 
Hurrah. Da ließ der Befehlshaber, Hauptmann Brauſe, laden und die 
Zündhüichen, aufſtecken. (Zeichen der Entrüstung durch den ganzen Saal. Von 
vielen Seiten: Pfui.) Der Thürſteher Finſterbuſch hat daſſelbe ausgeſagt 
und namentlich auch die letzte Thatſache beſtätigt. — Der Abg. Heyne erklärt, 
daß er nach Bromberg abgereift ſei, ohne die geringſte Ahnung, daß die Krone 
und die Hoſpartei Solches wagen würden. Bei der erſten Nachricht ſei er 
augenblicklich hierher auf ſeinen Poſten zurückgeeilt. (Bravo.) 3 

- ‚Die, Prioritäts Gommiffion hat folgendem Antrage von Arntz, Blöm 
und Rodbertus den Vorrang ertheilt: Die Nationale Berfammlung erklärt, 
daß die Bürgerwehr von Berlin durch ihr Verhalten gegenüber den ungeſetzlichen 
Zumuthungen des Miniſteriums Brandenburg, und durch den der Verſamm⸗ 
lung gewährten Schutz ſich den Dank des ganzen Vaterlandes verdient habe. 


Von mehreren anderen Abg. lud ähnliche Anträge eingegangen, in denen beſon⸗ 


ders auch das Verhalten des Kommandeurs anerkannt wird. Der Antrag wird 
mit lauter Acclamation von allen Seiten einſtimmig angenommen. f 

Ein anderer Antrag der Abg. Rodbertus, Arntz und Phillips geht 
dahin; Die Verſammlung wolle beſchließen, dat ſofort eine aus dem Präſtdium 
und 16 von dem Präſidenten zu ernennenden Mitgliedern beſtehende Kommiſſton 
zuſammentrete zur Ausarbeitung einer offiziellen Denkſchrift, in welcher die 
ſchwere Schuld, welche das Miniſterium Brandenburg durch Gegenzeich⸗ 
nung und Verkündigung der König!. Botſchaft über Vertagung und Verlegung 
der Nationalverſammlung auf ſich geladen, vor dem Lande dargelegt werde. Die 
Dringlichkeit wird einſtimmig anerkannt. v. Berg: Der Antrag iſt fo gefaßt, 
daß er nicht Entſchuldigung, bedarf, ſondern vielmehr Verwahrung gegen den 
Vorwurf, daß er nicht weit genug gehe. Wenn Hand an die Verfaſſung eines 
Landes gelegt wird, fo nennt man dies Hochverrath. Nach den Ereigniſſen des 
März iſt dieſe Verſammlung ein integrirender Theil der Verfaſſung des preußi⸗ 
ſchen Landes. Nach der mildeſten Anſicht iſt die rechtmäßige Gewalt heute getheilt 
zwiſchen Krone und Volk. Das jetzige Miniſterium hat die Verſammlung nicht 
nur vertagt, es hat die Mittel brutaler Gewalt gegen fie aufgeboten. Der Graf 
Brandenburg iſt ganz unzweifelhaft ein Hochverräther! (Lauter Beifall.) 
Der geeignete Weg iſt nun, jeden Verbrecher den Gerichten zu übergeben, und 
dieſen hätten wir einſchlagen müſſen. Aber noch haben wir heute kein Geſchwor⸗ 
neugericht, noch wird über politiſche Verbrecher unter gerichtlichen Formen ge⸗ 
urtheilt, welche jetzt nicht mehr ſtatthaft find. So appelliren wir denn an unſer 
Volk durch eine einfache Darlegung der, Thatſachen. Die Nation wird zu Ge⸗ 
richt ſizen und die Geſchichte wird das Urtheil ſprechen. (Bravo.) — Wachs⸗ 
mut b ſiellt ein Zufatzamendement: Der Kommiſſion wird zugleich aufgegeben, 
zu prüfen, in wiefern nach den beſtehenden Geſetzen eine Anklage gegen die Mi⸗ 
nifter v. Brandenburg, v. Manteuffel, v. Ladenberg u. p. Strotha 
zu begründen fein würde. Der Abg. hebt hervor, daß, wenn dies ſich ausführ⸗ 
bar zeige, eine Anklage nach den beſtehenden Geſetzen durchaus nicht aufgegeben 
werden dürft. — Schulz (Minden) für das Wachsmuthſche Amendement: 
Ich glaube, daß Niemand in dieſem Saale Veraulaſſung hat, gegen den An⸗ 
‚trag, zu ſtimmen, und ſtimme in meiner perſqulichen Anſicht mit v. Berg überein. 
Doch wünſche ich nicht, daß wir das Urtheil des Landes und der Geſchichte 
Bir: auticipiven,. Plönnies für das Amendement: Leider haben wir noch Peine 
| HERREN zich aber und meine Freunde find, jeder zu plötzlichen Umwandlun 
des eſtehenden entgegen. Ich erkläre mich nicht damit einverſtanden, daß durch 
ein Urtheil dieſer Verſammlung den, beſtehenden Gerichten die Würdigkeit abge⸗ 
ſprochen werde, in Dingen jeder Natur ihres Amtes zu warten. Der Miniſter 
iſt des Hochverralhs ſchuldig, und es iſt keine Urſache, die Strafe des Geſetzes 
irgend einem Uebertreter vorzuenthalten. Wachsmuth: Ich bin der Ueberzeugung 
daß die Beſtimmungen des Landrechts über Pflihtverlegungen der Staatsbeamten 
allerdings hinreichend find, um eine Anklage zu begründen. Leider find wir heute genö⸗ 
thigt, in dieſem Saale von Verbrechen, ja von Hochverrath des Miniſteriums zu 
ſprechen. Wenn wir dies hier thun müſſen, ſo müſſen wir ſogleich aus 

ö | a . 0 y 100 gleich ausſprechen, 
daß die Miniſter vor die Gerichtshöſe zu ziehen find, Wir würden ſonſt die 
Volksjuſtiz gegen fie provoeiren. Schlagen wir den von mir angegebenen Weg 
ein, ſo wird das Volk das Urtheil abwarten. v. Berg: Ich muß mich gegen 
Mißverſtändniſſe verwahren. Wir haben noch nicht einen beſondern Gerichts⸗ 
hof für Anklage der Miniſter, wie in allen übrigen conſtitutionellen Ländern. 
Noch vor Kurzem legte ein preußiſcher Gerichtshof Gewicht darauf, daß noch 
keine Verfaſſung vorhanden, alſo kein Hochverrath, an ihr möglich ſei. Ein 
Richter kann ein ſolches Urtheil vielleicht mit ſtcengſſer Gewiſſenhaftigkeit augs 
ſprechen. Geſchworene würden freilich ſolche blos formelle Momente weniger 
berückſichtigen, ſondern aus dem lebendigen Bewußtſein heraus ihr Urtheil 
fällen. Findet übrigens die Kommiſſion ein richterliches Verfahren begründet 
fo wird fie die Verſetzung in den Anklagezuſtand vollziehen, und einen wirklichen 
Anklage ⸗ Akt abfaſſen. Dieß iſt ihr ganz zu überlaſſen. Der Antrag wird hier⸗ 
auf mit dem Zuſatz⸗Amendement faſt einſtimmig angenommen, 1 

v. Kirchmann ſtellt folgenden Antrag: Alle mit Urlaub abweſenden Abe 
geordneten ſind ſofoct zur Rückkehr aufzufordern, und für die ohne Urlaub ab⸗ 
weſenden Mitglieder find fofort die Stellvertreter einzuberufen. Der ganze 
Antrag, bemerkt der Abgeordnete, iſt lediglich im Intereſſe des Landes geſtellt, 
nicht in dem der hier anweſenden Abgeordneten. Wir ſind heute in gleicher 
Anzahl hier verſammelt, wie geſtern, und die Verſammlung iſt gesichert vor der 
Gefahr, beſchlußunfähig zu werden. Es iſt aber das dringendſte Intereſſe aller 
Landestheile, in dieſem großen Momente hier vertreten zu ſein. Wir wollen 
diejenigen, welche ſich von hier entfernt haben, nicht ihrer Plätze in dieſer Ver— 
ſammlung berauben. Man kann politiſche Anſichten haben, die von den unſ⸗ 
rigen abweichen; wie auch das Land dieß Verhalten beurtheilen möge, uns 
ſtebt nicht zu, ihm darin vorzugreifen. Jeder Wahldiſtrikt mag hierin Sein 
Recht üben. Aber von unſrer Seite iſt dafür zu forgen, daß trotzdem das Land 
bier fo vollſtändig als möglich vertreten ſei. Wir haben daber die Stellvertre⸗ 
ter einzuberufen. Nach mildeſter Anſicht find die, welche in dieſen Tagen ſich 
entfernt haben, als ſolche anzuſchen, welche auf Urlaub abgereiſt ſind. — Es 
wird gegen den Antrag von mehreren Seiten eingewendet, daß er auch ſolche 
auf Urlaub abweſende Mitglieder augehen würde, deren Stellvertreter anwe⸗ 
ſend ſind. Der Sagen wird daher mit chr in eden einſtimmig an⸗ 
nommen; 1) Diejenigen Abgeordneten, welche nicht hier vertreten ſind, find 
ofort zur Rückkehr aufzuſordern; 2) Für diejenigen Mitglieder, welche A 9. 
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und 10. Nov. die Verſammlung ohne Urlaub verlaſſen haben und bis morgen 
nicht zurückgekehrt ſind, ſind am Montag die Stellvertreter einzuberufen. 
Berends, Teichmann, Mätze, Hildenhagen und Waldeck be⸗ 
antragen: die National-Verſammlung wolle beſchließen, 1) daß die von dem 
Miniſterium Brandenburg beſchloſſene Auflöſung der Bürgerwehr eine durchaus 
ungeſetzliche Maaßregel ſei; 2) daß jeder Bürger, Civil und Militärbeamte, 
der zur Ausführung dieſer Maaßregel mitwirke, ſich des Verraths am Vater 
lande ſchuldig mache; 3) daß dieſer Beſchluß fofort durch den Druck bekannt zu 
machen. r f EL 
Wachsmuth: Die Haltung der Nationalverſammlung in den letzten Ta- 
gen hat gezeigt, daß fie fo viel als möglich vermeiden will, daß Bürgerwihr⸗ 
blut vergoſſen werde. In einem Beſchluſſe, wie der beantragte iſt, würde aber 
Jeder eine Aufforderung zum Kampfe zu ſehen glauben. Um Gelegenheit zu 
geben, daß dieſer vermieden werden könne, beautrage ich die Zuſätzt: 4) Die 
Staatsregierung aufzufordern, den Befehl zur Auflöſung innerhalb der zur 
Ablieferung der Waffen gestellten Friſt ſofort zurück zu nehmen; 5) der 
Bürgerwehr und der Vevölkerung Berlins zur Aufgabe zu machen, der 
Rücknahme jenes Befehls in ruhiger Haltung entgegenzuſehen. — Weichſel 
empfiehlt den Antrag als einziges Rettungsmittel für die Krone. — Duncker 
it für das Wachsmuth'ſche Amendemenk, weil das Ausbrechen des Kampfes 
grade der Iweck der Gegner fet, und deshalb möglichſt lange zurückgehalten 
werden müſſe. — v. Kirchmann ſtimmt ebenfalls dem Amendement bei, weil 
das Vergießen von Vürgerbfut dadurch verhindert werde. Der Kampf könne 
zum Unglück ausſchlagen, während der paſſive Widerſtand unüberwindlich mache, 
und Zeit gewinnen laſſe, während deren das Miniſterium zuſammenſtürzen 
könne. — Wachsmuth bemerkt: in der Kabinetsordre ſei leider keine Friſt 
beſtimmt, er ändere daher die diesfällige Stelle des Amendements dahin ab, daß 
ſoſortige Rücknahme des Befehls erfolgen ſolle. — Der Präſident bemerkt, 
nach mündlichen Mittheilungen ſei eine Friſt von 24 Stunden zugeſtanden wor- 
den. — Waldeck: Da auch bei dieſem Beſchluſſe Einſtimmigkeit nöthig ſei, 
ſchließe er ſich dem Amendement an. Die Entwaffnung ſei nur der Anfang der 
geſetzlichen Maßregeln, und der Antrag ſei eben dazu beſtimmt, einen blutigen 
Zuſammenſtoß zu vermeiden. — Schulze (Minden) beantragt namentliche 
Abſtimmung, nachdem aber Bredt dagegen geſprochen, weil feit den letzten 
Tagen keine Parteien in der Verſammlung mehr vorhanden ſeien, wird der 
Antrag auf namentliche Abſtimmung zurückgezogen, und der Antrag ſelbſt ein⸗ 
fiimmig angenommen. N 
Die Abg. Jacoby, D'Eſter, Reuter, Schulze, (Wanzleben), Jacoby 
beantragen: „Die hohe Verſammlung wolle beſchließen, daß das Miniterium 
Brandenburg weder zur Verwendung von Staatsgeldern, noch zur Erhebung 
von Steuern befugt ſei.“ — Bredt ſtellt dagegen den Antrag auf Vertagung 
der . — 1 In i 5 
Der Präſident erſucht den Vicepräſtden illips, bei = 
thung den Vorſitz zu Übernehmen, 5 f AA 8 
wolle. — Kühnem ann ſteht in der vorgeſchlagenen Maßregel ſchon eine 
Ueberſchreitung des paſſtven Widerſtandes, und iſt daher für die Vertagung. on 
Präſident v. Unruh: Am geſtrigen Morgen habe ich geſagt, das Land müſſe 
entſcheiden. Wenn wir darauf rechnen, fo müſſen wir ihm auch geſtatten, feine 
Entſcheidung auszuſprechen. Die nächſten großen Städte haben es bereits ge- 
than, bald wird es allenthalben geſchehen, und die Stimmen werden ſo laut 
werden, daß das Gequike der Reaktion dagegen nicht zu hören ſein wird. Ich 
halte auch die Steuerverweigerung noch für paſſtven Widerſtand, bin abet der 
Meinung, daß wir dieſes letzte friedliche Mittel noch aufſparen müſfen. Ich 
ſtelle daher das Amendement: den Antrag an eine vom ganzen Präſidium zu 
ernennende und aus 8 Mitgliedern beſtehende Commiſſton zu verweiſen, welche 
ſchleunig darüber berichten fol. — Jacoby erklärt im Namen der Auttagſtel⸗ 
ler, daß dieſe dem Amendement ſich anſchliesen. — D'Eſter fügt hinzu, der 
Anſchluß geſchehe, weil man in dem Amendement jedenfalls den Entſchluß fehe, 
auch dieſes letzte friedliche Mittel anzuwenden. — Vredt zieht hierauf den 
Antrag auf Vertagung zurück, und das Unruh ſche Amendement wird kinſtim⸗ 
mig angenommen. N / ' 
Der Präſident ernennt hierauf die 16 Mitglieder zur Anfertigung der 
Denkſchrift über die Anklage gegen die Miniſter. Darunter ſind namentlich 
auch: v. Berg, Reuter, Rodbertus, Gierke. — Sodann wurden die 
8 Mitglieder der Commiſſion für den Antrag auf Steuerverwrigerung ernannt, 
darunter Zach ariä, Rodbertus, v. Kirchmann, Reuter, Plönnies, 
Bredt, Duncker. — Uhlich bemerkt hierauf noch: es werde wohl Keiner 
in der Verſammlung ein Bedenken haben, Sonntags in die Sitzung zu kommen, 
denn was hier geſchehe, ſei ſicher auch am Sonntag vorzunehmen. — v. Berg 
erklärt: Er ſei bekanntlich Geiſtlicher, aber auch er halte es für Gottesdienſt, 
für das Wohl des Vaterlandes zu ſorgen. f 2 * 
Schluß der Sitzung 74 Uhr. — Nächſte Sitzung: Sonntag den I2ten, 
Nachmittag 2 Uhr. 1 Su 


Am 13.d. DU früh 48 Uhr entſchlief ſanft nach Jahre 
langen Leiden mein innigft geliebter Mann, der Kö— 
nigl. Regierungs⸗Diätarius a. D., Wilhelm Na: 
lenz, in einem Alter von 42 Jahren. f 
Dieſes zeigt Verwandten und theilnehmende U 
Freunden lief betrübt an 
Henriette Ralenz, geb. Knispel. 
Die Beerdigung findet Mittwoch den 15ten No⸗ 
vember Nachmittag 3 Uhr ſtatt. 5 


Demokratiſch -Fonftitutioneller Verein. 
Heut Abend 7 Uhr im Hotel de Saxe Wahl 
eines neuen Sprechers und fortgeſetzte Berathung 
über die Lage des Vaterlandes. 8 
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Ein junger ekonom, aus guter Familie „ der 
ſchon mehrere Jahre als Verwalter konditionirt, bei⸗ 
der Landesſprachen mächtig iſt, wünſcht ein Enga⸗ 
gement in gleicher Eigenſchaft, wobei es ihm weni⸗ 
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In der Gerber⸗Straße No. 25. find vier Stuben, 
e nebſt Zubehör in der Bel⸗Etage, mit oder 
ohne Stallung, ſofort zu vermiethen. 
— n Nicht zu überſehen ggg 
Ein großer Transport ſriſcher Schleſiſcher Gebirgs⸗ 

iſt bei mir angelangt. Ich verkaufe das 
Pfund mit 6 Sgr., in größeren Quantitäten billi- 
ger in der Butterhandlung R. Wiener am 10 55 
Markt No. 27. und 28., ſchräg über den alter 
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„ Sohes Staats-Minifterinumi......... 
Mit ſteigender Entrüſtung haben wir und mit uns Viele im Volk es geſe⸗ 
ben, wie die wohlwollenden Abſichten Sr. Majeflät des Königs, unſerm Volke 
die Segnungen einer freien Verſaſſung zu gewähren, durch einen Theil det zur 
Vereinbarung dieſer⸗ Verfaſſung mit der Krone berufene Verſammlung ſelbſt 
bisher vereitelt worden ſind, und wie insbeſondere in der letzten Zeit diefe Ver⸗ 
ſammlung, durch die Schuld einer geringen Majorität, die allen Schug der 
Minorität gegen Exceſſe des Berliner Pöbels ablehnte, den Charakter einer frei 
berathenden immer mehr verloren hat. — Der 31. Oktober d. J. zeigte uns die 
unerträgliche Schmach dieſes Zuſtandes und enthüllte unfern Blicken aufs Deut⸗ 
lichſte die Gelüſte einer auf den Umſturz aller beſtehenden Ordnung ſinnenden 
Partei. Wir ſahen das Recht der Krone wie das Recht des Volkes und ſomit 
unſer Vaterland in der größten Gefahr. Mit banger Erwartung fürchteten 
wir 1 119755 cen Fee ee e e N N 

u unſrer aufrichtigen Freu eine weitere Nachgiebigeel t fle 
funden. Ein Hohes Staats-Miniſterium iſt mit der Kang ul 
vom 8. d. M. vor die National⸗Verſammlung getreten und hat mit kräftiger 
Entschiedenheit der ſchmachvollen Unfreiheit derſelben durch ihre Verlegung nach 
Brandenburg ein Ende gemacht. Wir hatten die Berechtigung der Krone zu 
dieſem Schritte für unzweifelhaft, da in dem Wahlgeſetze vom 8. April d. J. 
auf Grund deſſen die Verſammtung zufammengetreten iſt, ſich kein Wort davon 
ſindet, daß ſie in Verlin tagen müſſe; wir ſind aber auch der Ueberzeugung, daß 
es die Pflicht der Krone geweſen iſt, dieſen Schritt zu thun, nachdem alle Res 
mühungen, die Verſammlung in Berlin gegen Einſchüchterungs⸗Verſuche zu 
ſchützen, vergeblich geweſen ſind. Als unſre Pflicht aber erachten wir es, Einem 
Hohen Staats-⸗Miniſterio für den hingebenden Muth, unter ſo ſchwierigen 
Verhältniſſen einzutreten für das gute Recht der Krone und des Volkes, unſern 
ehrerbietigſten Dank zu ſagen, und das zuverſichtliche Vertrauen auszuſprechen, 
Hochdaſſelbe werde mit der frei gewordnen Verſammlung der Abgeordneten des 
Volkes dafür Sorge tragen, daß durch möglichſt ſchleunige Vollendung des Ver⸗ 
ſaſſungswerkes, unter ausdrücklicher Ausſchlicßung aller anderweitigen unftucht⸗ 
baren, die Aufregung nährenden Diskuſſionen, dem Volke endlich die längſt er- 
harrte Bürgſchaft eines geordneten, auf wahre Freiheit gegründeten, konſtitu⸗ 
tionell-monarchiſchen Staatslebens gegeben werde. Denn nur auf dieſem Wege 
kann, nach unſter innigſten Ueberzeugung, unfer Preußiſches Vaterland wieder 
zu der innern Stärke gelangen, dtren es bedarf, um kräſtig mitzuwirken zur 
Herſtellung eines wahrhaft einigen Deutſchlands, wonach auch wir mit treuem 
Deutſchem Herzen uns ſehnen. 

Poſen, den 11. November 1848. ee 
Der Verein für König und Vaterland, Befiehend aus mehr 
als 400 Mitgliedern aller Stände. Im Namen und Auf⸗ 
trage deſſelben, 


rt m 


den und um ihre Gnade flehen würden. 8 % l mee tun; 
„Die von Herru v. Brodowski oder doch auf feinem Gute conſtituirte Liga 
polska foll wahrſcheinlich zu dieſem ſchönen Ziele hinführen und die Deutſchen 


Nehmt Euch in Acht, Ihr Deutſchen! denkt an die Kiolbaſſa's und Gor⸗ 
zalka's. hen Ein Deutſcher. 
Wer iſt in Schrimm Bürgermeiſter, Kowalski, Morawa oder Glo⸗ 
gowski? — und weshalb hält derfelbe nur deutſche Hülfsſchteiber? 
103 Ein Bürger aus Sheimm. 
Br Rt Cholera 
Poſen, den 13. Novbr. Von vorgeſtern bis 
erkrankt angemeldet 3 Perſonen, geſtorben keine. 
Poſen, den 13. November. (Nicht amtliche) Marktpreis für Spiritus pro 
Tonne von 120 Quart zu 805 Tralles unverändert 12 — 13 Rthlr. 
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heute ſind als an der Cholera 
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unten Witte e. 
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Tag. Thermometerſtand arometer-] Sind. 
1 ſſter Alt 
5. Novbr. . 105 2 9 
NN E 50 5 22 
1. ge = IT DE * * 40 U. 
Stuhl, 1278 
= 20 NW. 
Herrmann Baarth, 11. — NS. 


